
INKLUSION: 
GANZ NORMAL, ODER WAS?
Das Thema Behinderung in der Lokalberichterstattung

Redaktionskonferenz
23. bis 25. November 2015
in Warendorf

JOURNALISTEN-READER



Redaktionskonferenz: Inklusion

INHALT

Impressum ................................................................................................................................4

Nicht von sich auf andere schließen ...............................................................................5
Gesellschaft muss Möglichkeiten für ein gelingendes Leben schaffen
Prof. Dr. Dominik Groß, RWTH Aachen

Zwischen Fluch und Segen ................................................................................................. 7
Julia Probst, Martin Tschepe und die schwierige Frage nach dem richtigen Weg
Julia Probst, gehörlose Inklusionsaktivistin; Martin Tschepe, Stuttgarter Zeitung

Nicht Gleichheit, sondern Gerechtigkeit ..................................................................... 10
Mehr Selbstbestimmung und Teilhabe – auch für Menschen mit geistiger Behinderung
Monika Scheele Knight, Patientenvertreterin im Gemeinsamen Bundesausschuss

Inklusion: Menschenrecht oder Imagefaktor? ...........................................................12
Über moralische Keulen, neue Lernkulturen und das Problem der Umsetzung
Prof. Dr. Clemens Knobloch, Sprachwissenschaftler; Norbert Zeller, SPD-Politiker

Keine Chance den Fettnäpfchen .....................................................................................15
Sprache birgt viele Fallstricke – „Leidmedien“ als Freund und Helfer
Andi Weiland, Sozialhelden e.V., Berlin

Mit langem Atem über Hürden .........................................................................................17
Mangelnde Akzeptanz, skeptische Eltern und träge Politik bilden Hindernisse
Andreas Henke, Vorstand Bundesvereinigung Lebenshilfe

Von wegen Berührungsangst ...........................................................................................19 
Miteinander auf Augenhöhe schafft Toleranz und Verständnis
Sascha Decker, Pressesprecher der Aktion Mensch

Journalismus ohne Gefälle ...............................................................................................21
Nicht auf die Behinderung abheben, sondern Menschen in Mittelpunkt stellen
Sascha Lübbe, Redaktion Drehscheibe, Berlin

ARBEITSGRUPPEN
Barrieren vor der Haustür .................................................................................................23
Der Stadtcheck: Umfassender Blick auf mögliche Hürden des Alltags
Arbeitsgruppe 1

Barrieren in der Sprache ...................................................................................................25
Begriffe mit Bedacht wählen und dabei Kontext und Lesbarkeit berücksichtigen
Arbeitsgruppe 2

Barrieren in den Köpfen .....................................................................................................28
Gegen Ängste und Vorurteile helfen Informationen und Einfühlungsvermögen
Arbeitsgruppe 3

Seite 2



Seite 3

Redaktionskonferenz: Inklusion

ANHANG ..................................................................................................................................30

- Text Monika Scheele Knight
- Thesen Prof. Dr. Clemens Knobloch
- Vortrag Andreas Henke
- Seminarprogramm
- Liste der Teilnehmenden



Seite 4

Redaktionskonferenz: Inklusion

IMPRESSUM

Veranstalter
Bundeszentrale für politische Bildung/bpb
Fachbereich Multimedia
Lokaljournalistenprogramm
Berthold L. Flöper
Adenauerallee 86
53113 Bonn
Telefon: 0228 99515-558
E-Mail: floeper@bpb.de
bpb.de/lokaljournalistenprogramm
drehscheibe.org

Tagungsorganisation
Alexandra Richrath
FBE – Multimedia/Journalistenprogramm
Telefon: 0228 99515-547
Telefax: 0228 99515-498
E-Mail: alexandra.richrath@bpb.bund.de

Betreuung vor Ort
Gabriele Bommel
FBE – Multimedia/Journalistenprogramm
Telefon: 0228 99515-552
Fax: 0228 99515-405
E-Mail: bommel@bpb.de

Seminarleitung
Christina Knorz
Nordbayerischer Kurier, Bayreuth
E-Mail: christina.knorz@kurier.tmt.de

Arbeitsgruppenleitung
Lutz Bernhardt
Grenz-Echo, Eupen/Belgien
E-Mail: lutz.bernhardt@grenzecho.be

Ralf Schäfer
Schwäbische Zeitung, Friedrichshafen
E-Mail: r.schaefer@schwaebische.de

Peter Taubald
Madsack Heimatzeitungen, Hannover
E-Mail: taubald@madsack.de

Journalisten-Reader
Volker Dick
der textkomplize
51643 Gummersbach
Telefon: 02261 6070450
Telefax: 02261 6096114
E-Mail: volker.dick@buchstabensuppe.net

Titelfoto
Ralf Schäfer

Fotos
Volker Dick, Sabrina Gaisbauer

Tagungsstätte
Landvolkshochschule Freckenhorst
Am Hagen 1
48231 Warendorf
Telefon: 02581 94580
Telefax: 02581 9458-238
E-Mail: lvhs-freckenhorst@bistum-muenster.de 



Seite 5

Redaktionskonferenz: Inklusion

REFERAT

Prof. Dr. Dominik Groß: Medizinethik benötigt Perspektivwechsel

Nicht von sich auf andere schließen
Gesellschaft muss Möglichkeiten für ein gelingendes Leben schaffen

„Erlebt sich ein 
Mensch durch sei-
ne Behinderung als 
beeinträchtigt oder 
nicht?“ So lautet für 
Prof. Dr. Dominik 
Groß die Kernfrage 
im Hinblick darauf, 
wie ein Betroffener 
von Medien und Me-
dizin wahrgenommen 
werden sollte. Aus 
der Perspektive des 
Medizinethikers geht 
er auf die wissen-
schaftliche Diskussi-
on rund um Inklusion 
und Behinderung ein, 
klärt grundsätzliche 
Begriffe und zieht Schlüsse – etwa den, 
dass niemand einem Betroffenen dessen 
Lebensqualität absprechen kann.

   Auch wenn ein Leben mit Behinderung mit 
Leid einhergehen mag, blicken etwa von Ge-
burt an behinderte Menschen oft positiver in 
die Zukunft als Kranke: weil für sie ein Le-
ben mit Behinderung alltägliche Normalität 
bedeutet, so Dominik Groß. Er sieht vor al-
lem ein gesellschaftliches Problem: „Je mehr 
eine Gesellschaft auf die Vorstellung eines 
leidensfreien Lebensglücks fixiert ist, desto 
ungünstiger sind die sozialen Rollen, die für 
Menschen mit Behinderung verbleiben.“
   Seiner Ansicht nach sollte das Behin-
dertsein als natürlicher Bestandteil des 
Menschseins akzeptiert werden, was En-
gagement für Inklusion nicht ausschließt, 
sondern fordert. „Eine an Menschenrechten 

orientierte Gesellschaft muss gerade den 
Menschen Möglichkeiten für ein gelingendes 
Leben schaffen und erhalten, die in ihren 
natürlichen Fähigkeiten eingeschränkt sind“, 
formuliert der Medizinethiker, „hierzu kann 
und muss auch die Medizin ihren Beitrag 
leisten.“
   Doch längst nicht alles, was die Medizin 
als Fortschritt und Segen feiert, stößt bei 
Betroffenen auf ungeteilte Begeisterung. 
Im Gegenteil: Manches wird sogar als „be-
hindertenfeindlich“ wahrgenommen. Groß 
nennt das Beispiel des Cochlear-Implantats, 
das unter Gehörlosen auch als gegen sie 
gerichtet verstanden wird, weil die Medizin 
damit „Sei und werde anders!“ signalisiert. 
„Medizinisches Bestreben nach Vermeidung 
von Behinderung und behinderungsbeding-
tem Leiden kann von Betroffenen als Ab-
lehnung wahrgenommen werden“, fasst der 
51-Jährige zusammen.
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Ein Gegenmodell zur medizinischen Be-
trachtung von Behinderung entwerfen die an 
sozialen Gesichtspunkten orientierten „Dis-
ability Studies“, nach denen Behinderung 
primär durch gesellschaftliche Barrieren 
hervorgerufen wird. „Behinderte Menschen 
sind danach in erster Linie Angehörige ei-
ner unterdrückten Minderheit“, so Dominik 
Groß. Die Disability Studies haben somit 
das Grundgerüst zur Inklusion geliefert, ein 
Recht, das seit 2008 in der UN-Behinderten-
rechtskonvention festgeschrieben ist. 
   Darin werden Menschen mit Behinderung 
nicht als Kranke, sondern als gleichberech-
tigte Menschen betrachtet, laut Groß „das 
Ideal der Inklusion“. Demgegenüber nennt 
er „fragwürdige Konzeptionen“ der Medizin-
ethik, etwa ein Konzept, das behinderten 
Neugeborenen nur begrenztes Lebensrecht 
einräumt. Als umstritten beschreibt der Wis-
senschaftler auch die „Bioethik“ als universi-
täre Disziplin, die mit dem Vorwurf konfron-
tiert wird, sie liefere lediglich ethische Argu-
mente für längst beschlossene medizinische 
Entwicklungen. „Und unter den Professoren 
gibt es kaum einen, der selbst behindert ist“, 
fügt der Referent hinzu – sodass vor allem 
nichtbehinderte Menschen mit ihrer Sicht-
weise die ethische Diskussion bestimmen.
   „Ethik-Konzeptionen werden der Lebens-
erfahrung von Menschen mit Behinderung 
kaum gerecht“, hält Dominik Groß fest und 
greift Forderungen nach einem Perspek-
tivwechsel auf. Der sieht vor, stärker Be-
troffene an der ethischen Urteilsbildung zu 
beteiligen und Konzepte zu entwickeln, die 
die Verletzlichkeit des Menschen und seinen 
Charakter als soziales Wesen berücksichti-
gen.
   Für die Berichterstattung der Medien 
wünscht er sich, dass die Begriffe unter-
scheidbar bleiben und beispielsweise nicht 
Ethik mit Moral gleichgesetzt wird. „Als 
Wissenschaftler interessiert mich mehr das 
Grundsätzliche“, sagt er und gibt die Anre-
gung, eine Serie über die zentralen Begriffe 
rund um Inklusion zu veröffentlichen. Auch 
eine Reihe dazu, wie behinderte Menschen 
selbst in der Öffentlichkeit bezeichnet wer-

den möchten, kann er sich als hilfreich vor-
stellen. Vor allem findet er es wichtig – für 
Journalisten wie Mediziner –, sich in Betrof-
fene hineinzuversetzen und die Perspektive 
zu wechseln: „Man darf nicht von sich auf 
andere schließen.“

Kontakt 
Tel.: 0241 80-88096
E-Mail: dgross@ukaachen.de
Web: ukaachen.de

ZUR PERSON
 Dominik Groß

Geboren 1964 in St. Wendel/
Saar. Nach dem Abitur 
absolviert Groß drei Studien-
gänge und promoviert jeweils 
anschließend: Geschichte, 
Philosophie und Klassische 
Archäologie (Saarbrücken); 
Zahnheilkunde (Homburg/
Saar); Humanmedizin (Ulm). 
Beginn der medizinischen 
Laufbahn 1990 am Universi-
tätsklinikum Ulm, dort ab 1992 
kommissarischer Leiter des 
Sektionsbereichs Kinder- und 
Behindertenzahnheilkunde. 
1998 Habilitation im Fach 
„Geschichte, Theorie und Ethik 
der Medizin“ an der Universität 
Würzburg. Seit 2005 Lehrstuhl 
für Geschichte, Theorie und 
Ethik der Medizin der Medizi-
nischen Fakultät der RWTH 
Aachen; 2006 Verleihung 
eines zweiten Sitzes als Pro-
fessor an der Philosophischen 
Fakultät der RWTH Aachen. 
Seit 2007 Vorsitzender des 
„Klinischen Ethik-Komitees“ 
der Aachener Uniklinik. Zahl-
reiche Gastdozenturen und 
Fachveröffentlichungen.
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DISKUSSION

Ist Inklusion eine Illusion oder Notwendigkeit ohne Alternative?

Zwischen Fluch und Segen
Julia Probst, Martin Tschepe und die schwierige Frage nach dem richtigen Weg

Sie gilt als Inklusi-
onsaktivistin, er als 
Inklusionsskeptiker: 
Bei der von Lutz 
Bernhardt mode-
rierten Podiumsdis-
kussion treffen Julia 
Probst und Martin 
Tschepe aufeinander.  
Die gehörlose Frau 
nutzt jede Gelegen-
heit, um für ihre An-
sichten zu kämpfen 
und schreckt dabei 
auch nicht vor promi-
nenten Politikern zu-
rück. Der Redakteur 
der Stuttgarter Zei-
tung war mit einem 
Artikel aufgefallen, der die Überschrift 
„Inklusion ist Illusion“ trug. Beide eint 
ihr Kampfgeist und der Wille, Position zu 
beziehen.

   Beim Tag der offenen Tür im Berliner 
Bundeskanzleramt hatte sich Julia Probst 
ziemlich geärgert: Da redete Angela Merkel, 
aber Gehörlose konnten so gut wie nichts 
verstehen, da Gebärdensprachdolmetscher 
fehlten. Die Bloggerin nutzte die Gelegenheit 
und beschwerte sich darüber bei Merkel di-
rekt – mit dem Ergebnis, dass ihr die Kanz-
lerin Besserung versprach und das Verspre-
chen auch hielt. Das Selfie mit Merkel gab´s 
als nette Geste obendrauf.
   Die Aktion kann als typisch für Julia Probst 
gelten: „Man muss vor Ort sein, man muss 
sich zeigen und darf sich nicht unterdrü-
cken lassen“, sagt sie gleich zum Auftakt 

der Podiumsdiskussion kämpferisch. Ihre in 
Gebärdensprache vorgebrachten Argumente 
übersetzen zwei Dolmetscherinnen simultan. 
   Auch Bundespräsident Joachim Gauck 
hat Julia Probsts Engagement bereits zu 
spüren bekommen: Beim Kirchentag 2013 
in Hamburg begegneten sich die beiden und 
sie kritisierte ihn wegen Äußerungen, nach 
denen behinderte Menschen „kein perfektes 
Leben“ führten. „Er hat auf die Vorwürfe hin 
aber nur drumherum geredet und ist dann 
gegangen“, berichtet die Aktivistin.
   Viel positiven Zuspruch hat dagegen Mar-
tin Tschepe erhalten, nachdem der oben 
zitierte Artikel veröffentlicht worden war. 
Darin ging es um eine schwerstbehinderte, 
fast 70-jährige Frau, deren gesetzlicher Ver-
treter Tschepe seit mehr als 15 Jahren ist. 
Sie lebt in einem großen Behindertenwohn-
heim im Remstal. „Das ist für diese Frau ein 
Segen“, sagt der Redakteur der Stuttgarter 
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Zeitung, „es gibt halt Menschen, bei denen 
Inklusion tatsächlich eine Illusion ist, weil 
sie schlichtweg nicht funktioniert oder es die 
Betroffenen auch gar nicht wollen.“ Nach 
den Worten Tschepes bedeutet ein großes 
Behindertenwohnheim für viele Menschen 
die richtige Wohnform; die Tatsache, dass 
solche Häuser eingezäunt sind, gibt ihnen 
die Freiheit, sich 
wenigstens dort 
auf dem Gelände 
frei bewegen zu 
können, „sonst 
würden sie verlo-
ren gehen“. 
   Martin Tschepe 
sieht die ange-
strebte Bevorzu-
gung von Außen-
wohngruppen mit 
großen Beden-
ken: „Ich habe 
die Befürchtung, 
dass Menschen 
wie diese Frau 
dort vereinsamen, 
sie bräuchten einen persönlich abgestellten 
Betreuer, aber das ist ja bei dem allgemei-
nen Sparzwang illusorisch.“ Kritik übt er 
am gegenwärtigen Meinungs-Mainstream. 
„Journalisten sollen nicht nur dem Trend 
folgen und sagen: Inklusion ist in jedem Fall 
gut, sondern Journalisten müssen auch links 
und rechts gucken.“
   Dass es für manche Menschen mit Be-
hinderung einen geschützten Raum geben 
muss, räumt auch Julia Probst ein. „Ich den-
ke aber positiv und gehe davon aus, dass es 
Möglichkeiten gibt, die Probleme zu lösen.“ 
Nur wenn die alten Strukturen beseitigt, gro-
ße Heime aufgelöst werden, kann man ihrer 
Ansicht nach die Menschen zusammenbrin-
gen, integrieren und inkludieren. Vor allem 
aber: „Man darf den Menschen nicht die 
Selbstbestimmung entziehen.“
   Im Alltag stößt Julia Probst immer wie-
der auf praktische Probleme, etwa bei der 
Anreise zum Seminarort Freckenhorst. Am 
Bahnhof gab es zwar die Möglichkeit, ein 

Sammeltaxi anzufordern, aber nur per Tele-
fon – für die Gehörlose unmöglich. „Warum 
geht sowas nicht auch per SMS oder E-
Mail?“, fragt sie. Ärger bereiten ihr auch die 
Untertitel für Gehörlose in ARD und ZDF. 
Seit 2013 müssen Gehörlose eine reduzierte 
Rundfunkgebühr zahlen. Zwar sind mittler-
weile fast alle Sendungen mit Untertiteln ver-

sehen. „Aber die 
Qualität ist derar-
tig schlecht, dass 
ich doch wieder 
gezwungen bin, 
von den Lippen 
zu lesen“, so die 
Bloggerin.
   Ihrer Erfahrung 
nach haben viele 
Menschen ohne 
Behinderung 
keinen Kontakt 
zu behinderten 
Menschen. Das 
führt zu Unsicher-
heit im Umgang 
miteinander. Sie 

selbst erlebt es immer wieder: „Ich werde oft 
behandelt wie ein kleines Kind, bekomme 
nur ganz einfache Fragen gestellt. Dann 
sage ich: Wissen Sie eigentlich, wie alt 
ich bin? Sie können mit mir wie mit einer 
Erwachsenen reden.“ Auch wehrt sich die 
34-Jährige gegen die Bezeichnung „taub-
stumm“. „Ich kann nicht hören, aber das 
heißt ja nicht, dass ich nicht trotzdem spre-
chen kann“, betont sie.
   Keine Hilfe in Sachen Inklusion erwartet 
Julia Probst von der Aktion Mensch. „Die 
nutzt die Situation von Menschen mit Behin-
derung aus“, sagt sie, „wenn jeder alles für 
Inklusion tun würde, bräuchte man die Akti-
on Mensch nicht mehr. Deswegen steht die 
bei diesem Thema auf der Bremse, denn sie 
will sich ja nicht selbst überflüssig machen.“
   Was sie tun würde, wenn sie 100 Tage 
lang Bundeskanzlerin sein könnte? „Wir 
brauchen auf jeden Fall das Antidiskriminie-
rungsgesetz! Freiwillige Verpflichtungen rei-
chen nicht aus, und wer die vielen vorhande-

Julia Probst (M.) mit den Gebärdensprachdolmetscherinnen Marie 
Gäbler (l.) und Charlotte Wellemeyer
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nen Gesetze nicht einhält, soll dafür auch 
spürbar bestraft werden“, zählt sie einige 
Punkte auf. Außerdem wünscht sie sich, 
dass auch einzelne Personen klagen kön-
nen, beispielsweise wenn bei einer Veran-
staltung ein Gebärdensprachdolmetscher 
fehlt: „In den USA geht das, bei uns gibt 
es nur ein Verbandsklagerecht.“
   Und was setzte ein Bundes-Chefredak-
teur Martin Tschepe auf die Agenda? „Ich 
würde Journalisten in Heime schicken, 
wo Menschen leben, die meiner Meinung 
nach genau dort am besten untergebracht 
sind und ihnen zurufen: Guckt mal genau 
hin!“ Einen solchen genauen Blick würde 
er auch in Wohngruppen werfen lassen, zu 
denen man normalerweise keinen Zutritt be-
kommt. Begleitend möchte er den Kollegin-
nen und Kollegen einen Satz mitgeben: „Es 
gibt nicht nur Schwarz oder Weiß, es gibt 
auch viele Grautöne. Und vielleicht sollte es 
auch ein Recht auf Exklusion geben.“

TV-Tipp: Im Januar 2016 läuft die Tatort-
Folge „Totenstille“ rund um einen gehör-
losen Schreiner; Julia Probst hat die Pro-
duktion des Saarländischen Rundfunks 
als Fachberaterin begleitet.

    

Kontakt Julia Probst
E-Mail: julesblogspot@googlemail.com
Web: meinaugenschmaus.blogspot.de

Kontakt Martin Tschepe
Tel.: 07151 9580823
E-Mail: m.tschepe@stz.zgs.de
Web: stuttgarter-zeitung.de

ZUR PERSON
 Julia Probst

1981 geboren; von Geburt 
an gehörlos. Leidenschaftli-
che Bloggerin im Kampf um 
Barrierefreiheit, 2011 Nomi-
nierung auf Vorschlagsliste 
zum Grimme Online Award. 
Im Web bekannt geworden für 
den Ableseservice während 
der Fußball-WM 2010, EM 
2012 und WM 2014, bei der 
sie Aussprüche von Spielern, 
Trainern und Schiedsrichtern 
twitterte. Beraterin für eine 
Folge von „Tatort“ aus Saar-
brücken, die im Januar 2016 
gesendet werden soll.

ZUR PERSON
 Martin Tschepe

1965 in Berlin geboren. Studi-
um der Sozialpädagogik von 
1986 bis 1989 an der Dualen 
Hochschule Stuttgart und in 
Jerusalem, danach Studium 
der Kommunikationswissen-
schaften an der Uni Stuttgart-
Hohenheim. Pädagogischer 
Mitarbeiter der Diakonie 
Stetten 1990 bis 93. 1994 bis 
1996 Redakteur Backnanger 
Kreiszeitung; seit 1997 Re-
dakteur Stuttgarter Zeitung. 
1996 Adenauer-Journalisten-
Preis für Serie über Selbsthil-
fegruppen.

Martin Tschepe von der Stuttgarter Zeitung
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REFERAT

Monika Scheele Knight: Erzählen und um Verständnis werben

Nicht Gleichheit, sondern Gerechtigkeit
Mehr Selbstbestimmung und Teilhabe – auch für Menschen mit geistiger Behinderung

Kleine Verbesse-
rungen umsetzen, 
zum Verständnis 
beitragen und den 
Mut nicht verlieren, 
wenn die Bundes-
politik großen 
Ankündigungen 
keine Taten folgen 
lässt: Als Patien-
tenvertreterin im 
Gemeinsamen 
Bundesausschuss 
(G-BA) kennt Moni-
ka Scheele Knight 
die Mühen der Ebe-
ne. Dennoch wird 
sie nicht müde, 
sich für Inklusion 
einzusetzen, um das Beste zu erreichen 
– auch, um ihrem schwerstmehrfach 
behinderten Sohn ein gutes Leben zu 
ermöglichen.

   John ist 15 Jahre alt. Ein frühkindlicher 
Autismus, eine Epilepsie, eine mittelschwere 
Intelligenzminderung und eine Stoffwechsel-
störung lassen seinen Alltag anders ausse-
hen als den anderer Pubertierender. „Für 
uns kommt Inklusion im Bereich Schule nicht 
infrage, da John schon in der Förderschule 
überfordert ist“, stellt Monika Scheele Knight 
klar.
   Ihr ist wichtig, dass Eltern die Wahlmög-
lichkeit behalten, wo und wie sie ihr Kind 
fördern lassen möchten. „Wenn die schuli-
sche Inklusion zu einer Ideologie wird und 
daraufhin Sonderschulen aufgelöst werden, 
besteht die Gefahr, dass manche Kinder 
gar nicht mehr beschult werden“, gibt sie zu 

bedenken. Insgesamt hält sie das Thema In-
klusion aber für sehr wichtig: „Das ist etwas 
Grundlegendes, was über die Schulfrage 
weit hinaus reicht.“ 
   „In der Inklusionsdebatte geht es nicht 
um Gleichheit, sondern um Gerechtigkeit“, 
beschreibt Monika Scheele Knight ihre 
Haltung. Mit diesem Anspruch engagiert 
sie sich seit 2008 ehrenamtlich im Gemein-
samen Bundesausschuss, dem obersten 
Beschlussgremium der gemeinsamen 
Selbstverwaltung von Ärzten, Krankenhäu-
sern und Krankenkassen in Deutschland. 
Als Patientenvertreterin gehört sie zwei 
Unterausschüssen an, dem für Qualitäts-
sicherung und für Methodenbewertung. In 
Arbeitsgruppen wirkt sie mit an der Quali-
tät der Versorgung in der Psychiatrie: „Mir 
geht es um die Teilhabe von Menschen mit 
geistiger Behinderung in der Psychiatrischen 
Behandlung.“ Das Beispiel ihres Sohns John 
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vor Augen, sieht sie die vielen Defizite in der 
Psychiatrie, „die gar nicht auf das einge-
richtet ist, was mein Sohn brauchen würde“. 
Monika Scheele Knight richtet den Blick auf 
die Einführung von Qualitätssicherungsver-
fahren und die Personalausstattung in den 
Kliniken. 
   Im Feld Methodenbewertung führt sie die 
Verhandlungen rund ums Thema U-Un-
tersuchungen von Kindern. Das bei Eltern 
bekannte gelbe Heft enthält sensible Daten 
zur Entwicklung eines Kindes. „Bei einem 
behinderten Kind haben Sie überhaupt kei-
nen Datenschutz mehr“, kritisiert die haupt-
berufliche Öffentlichkeitsarbeiterin. Vielfach 
machen Einrichtungen wie Kindergärten die 
Aufnahme eines Kinds von der Vorlage des 
gelben Hefts abhängig. Die Lösung: Künftig 
soll es eine heraustrennbare Karte geben, 
auf der die U-Untersuchungen nachgewie-
sen sind, ohne Details zu verraten. „Dafür 
haben wir drei Jahre gearbeitet“, gibt Monika 
Scheele Knight Einblick in ein mühsames 
Geschäft, „aber das hilft allen Eltern, auch 
denen mit nichtbehinderten Kindern.“
   Dieser Aspekt gehört zu den wichtigen 
ihrer Arbeit: Lösungen zu entwickeln, die vie-
len zugute kommen. Diese Maxime verfolgt 
sie ebenfalls beim Thema leichte Sprache. 
„Es gibt geistig Behinderte, die einfache 
Informationen verstehen können“, sagt sie. 
Leichte Sprache zieht beispielsweise den 
Dativ dem Genitiv vor, da es so verständli-
cher klingt. Als Anwendungsbeispiel nennt 
die Referentin ein Info-Blatt für Kranken-
häuser, in denen diese darüber aufklären, 
welche Daten sie sammeln. „Solche Flyer 
sind vielfach nützlich, auch für Ältere oder 
Menschen mit Migrationshintergrund.“
   Leichte Sprache nutzt sie ebenfalls in ihrer 
PR-Arbeit für den Deutschen Bundestag, 
etwa in speziellen Broschüren, bei Reichs-
tagsführungen und bei Wanderausstellun-
gen, wo auch Unterricht für Förderschulen 
angeboten wird.
   „Es gibt wahnsinnig viele Hürden, über die 
man nie nachdenkt, wenn man nicht selbst 
damit umgehen muss“, so Monika Scheele 
Knight. Die Konsequenz daraus lautet für 

sie, dass Betroffene möglichst oft in der Öf-
fentlichkeit von ihren Erfahrungen berichten: 
„Vieles erklärt sich nicht von allein, wir müs-
sen uns mitteilen und von unseren Sorgen, 
Problemen und Freuden erzählen.“
   Immer wieder sind auch Rückschläge zu 
verkraften, wie beim Thema Bundesteilha-
begesetz, das behinderten Menschen mehr 
Selbstbestimmung ermöglichen soll und 
momentan im Entwurfsstadium steckt. „Ur-
sprünglich sollten die Kommunen vom Bund 
fünf Milliarden Euro zur Umsetzung dieses 
Gesetzes erhalten, doch im März 2015 ist 
die Mittelbindung aufgehoben worden“, be-
klagt Monika Scheele Knight, die es nun für 
unrealistisch hält, dass die Mittel für ihren ur-
sprünglichen Zweck eingesetzt werden. „Wir 
sehen derzeit, wie das große Ganze Stück 
für Stück den Bach runtergeht. Das bedeu-
tet, dass wir uns weiterhin darauf konzen-
trieren müssen, immer wieder kleine Dinge 
umzusetzen und uns so zu motivieren.“ 

Kontakt
Tel.: 0176 67073431
E-Mail: monika.scheele.knight@gmail.com
Web: gedankentraeger.de

ZUR PERSON
 Monika Scheele Knight

Geboren 1972 in Oldenburg. 
Studium der Literaturwissen-
schaft, Nordamerikastudien 
und Theaterwissenschaft in 
Mainz und Berlin. Freie Mit-
arbeit bei Nordwest-Zeitung, 
Oldenburg, und NDR-Radio, 
Studio Oldenburg. Nach dem 
Studium Umzug nach Chi-
cago, dort u. a. fürs Goethe-
Institut tätig. Seit 2006 freie 
Übersetzerin, Referentin und 
Programmkoordinatorin. Öf-
fentlichkeitsarbeiterin für den 
Deutschen Bundestag.
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DISKUSSION

„Bessere Förderung ermöglichen“ – „Politischer Konflikt auf Kosten der Kinder“ 

Inklusion: Menschenrecht oder Imagefaktor?
Über moralische Keulen, neue Lernkulturen und das Problem der Umsetzung

Viele verbinden mit 
dem Begriff Inklusion 
vor allem eins – die 
gemeinsame Unter-
richtung von Kindern 
mit und ohne Behin-
derung in Regelschu-
len. Aber kann das 
überhaupt funktio-
nieren? Ja! sagt der 
Politiker, während 
der Wissenschaft-
ler mit Misstrauen 
reagiert: Prof. Dr. 
Clemens Knobloch 
spricht von einer 
„Mogelpackung“, 
während der frühere 
baden-württembergi-
sche SPD-Landespolitiker Norbert Zeller 
das Ziel der schulischen Inklusion für 
erstrebenswert und realisierbar hält.

   Der ehemalige Schulausschussvorsit-
zende des Landtags und studierte Sonder-
pädagoge sieht Inklusion nicht als Hirnge-
spinst von Politikern, sondern als konkrete 
Aufgabe: „Wie gelingt es, ein Schulsystem 
zu schaffen, das in der Lage ist, Unter-
schiedlichkeiten zuzulassen?“, fragt er. Eine 
der Antworten: mit Hilfe gut ausgebildeter 
Lehrkräfte.
   „Im idealen Fall gibt es je Klasse ein Team-
Teaching von Lehrer und Sonderschullehrer, 
die gemeinsam die Verantwortung tragen“, 
lautet einer seiner Ansätze, „es muss 
gelingen, eine andere Form des Lernens 
umzusetzen, mit unterschiedlichen Lern-
niveaus innerhalb einer Klasse.“ In dieser 
neuen Lernkultur wäre jeder Schüler sein 

eigener Maßstab, „im Vergleich mit anderen 
wäre er immer der Loser“. Zeller nennt das 
Beispiel Weitsprung: Während der eine froh 
ist, sich von 3,50 Meter auf eine Weite von 
3,60 Meter verbessern zu können, springen 
andere locker über fünf Meter. „Wir müssen 
ausgehend von der Leistungsfähigkeit eines 
Kindes gucken, was es erreichen kann“, 
sagt er.
   „Inklusion ist im Prinzip eine gute Idee“, 
findet auch der Sprachwissenschaftler Cle-
mens Knobloch, „aber die Realität sträubt 
sich an allen Ecken und Enden dagegen.“ 
Er empfindet die aktuellen Zielvorgaben der 
Politik als ein „Programm zur Förderung von 
Privatschulen“ und weist auf eine „status- 
und bildungspanische Mittelschicht“ hin, 
„die das öffentliche System scharenweise 
verlassen wird, wenn zu den Nicht-Mutter-
sprachlern in den Regelklassen noch zahl-
reiche Kinder mit speziellem Förderbedarf 
kommen“. Seiner Einschätzung nach wird 
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„das Stigma der öffentlichen Sonderschulen 
und Hauptschulen rasch auf diese Schulen 
übergehen“ – mit anderen Worten: Wer was 
auf sich hält, schickt sein Kind auf ein förder-
klassenfreies Gymnasium oder gleich eine 
Privatschule.

   „Ich betrachte Inklusion nicht als Sonder-
schul-Schließungsprogramm, sondern als 
Menschenrecht“, entgegnet der SPD-Politi-
ker Norbert Zeller und verweist auf positive 
Beispiele: „Es gibt doch bereits 
die Schulen, wo das funktioniert. 
Lehrkräfte berichten begeistert, 
wie Schüler gegenseitig profitie-
ren, wie sie aus einem gewissen 
Anregungsniveau Vorteile ziehen 
und unterschiedliche Leistungs-
möglichkeiten akzeptiert werden.“ 
Klar sei aber auch, dass ein derart 
veränderter Unterricht nicht zum 
Nulltarif zu haben sei. „Ohne zusätz-
liche Ressourcen geht das nicht“, 
so Zeller, der davon spricht, dass in 
Baden-Württemberg bis 2022 rund 
200 zusätzliche Lehrkräfte eingestellt 
werden sollen – die auf dem Arbeits-
markt derzeit allerdings nicht zur Verfügung 
stehen.
   Eine funktionierende Inklusion würde 
einen radikalen Bruch im Schulsystem 
erfordern, zeigt sich Clemens Knobloch 
sicher; aber alle Bundesländer, zu denen 
er recherchiert habe, setzten bei der Rea-

lisierung schulischer Inklusion nur auf die 
Fortbildung der vorhandenen Lehrer. „Es 
ist im übertragenen Sinne ein wenig so, als 
wolle man die onkologische Facharztausbil-
dung abschaffen, um Krebskranke nicht zu 
diskriminieren.“

   Nicht alle Lehrkräfte sind bereit, 
eine inklusive Lernsituation zu schaf-
fen, räumt Norbert Zeller Probleme 
ein. „Inklusion kann nur gelingen, 
wenn die Einstellung stimmt“, betont 
er, „wenn ein Lehrer nicht dazu be-
reit ist und die Ausbildung fehlt, kann 
man ihn nicht zwingen, mit behinder-
ten Kindern umzugehen.“ Obwohl 
in der Kultusministerkonferenz laut 
Zeller alle Bundesländer zugestimmt 
haben, Lehrer auf inklusive Aufga-
ben vorzubereiten, kann man seiner 
Ansicht nach nicht warten, bis alle 
eine spezielle Ausbildung durchlau-
fen haben: „Das dauert dann zehn 

Jahre, aber wir müssen schon jetzt Schritt 
für Schritt vorankommen.“
   Clemens Knobloch vermutet hinter dem 
Postulat politisches Kalkül. „Eine moralische 

Forderung wie die zur Inklusion bedeutet 
aus dem Munde eines Landespolitikers 
für mich etwas anderes als aus dem Mund 
eines behinderten Menschen: Der Behin-
derte vertritt seine Interessen, während der 
Politiker an seinem Image interessiert ist.“ 
Die Leidtragenden der politisch-moralischen 

Der Sprachwissenschaftler Prof. Dr. Clemens Knobloch

Norbert Zeller, SPD-Bildungspolitiker aus Baden-Württemberg
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Offensive sind für Knobloch die Kinder: „Sie 
müssen diesen politischen Konflikt austra-
gen und dessen Folgen über sich ergehen 
lassen. Das halte ich für einen weit größeren 
moralischen Skandal als die Existenz von 
Förderschulen.“ Er fürchtet, dass Inklusion 
auf Kosten derer geht, die dringend der 
professionellen Förderung in Sonderschulen 
bedürfen. Hoch moralische Forderungen wie 
die zur Inklusion dienten der Politik dazu, 
eine Fassade aufzubauen, hinter der ganz 
andere Ziele verfolgt werden könnten – etwa 
Einsparungen im Schulsystem zu erzielen.
   Norbert Zeller bestätigt, dass die Kosten 
für Sonderschulen enorm sind und eine Pa-
rallelität der Systeme viel Geld verschlingt. 
Dabei sei jedoch zu beachten, dass es sich 
bei drei Viertel der Sonderschüler um Kinder 
mit Lernbehinderungen handele, die zudem 
oft aus sozial problematischen Familien 
stammten: „Kann es einem Bildungssystem 
nicht gelingen, diese Kinder auszubilden 
und zu fördern?“ Selbst wenn die Schulland-
schaft nicht so bestehen bleibt, wie sie sich 
derzeit darstellt, hält Norbert Zeller daran 

fest: „Ich will, dass Wahlmöglichkeiten beste-
hen bleiben, in dem Wissen, dass mögli-
cherweise nicht jede Sonderschule gehalten 
werden kann.“

Kontakt Prof. Dr. Clemens Knobloch
Tel.:  0271 740-4598
E-Mail: knobloch@germanistik.uni-siegen.de
Web: uni-siegen.de/phil/germanistik/

Kontakt Norbert Zeller
Tel.: 0177 8032250
E-Mail: norbert@zeller-home.com

Buchtipp zum Thema
Kirsten Ehrhardt: Henri: Ein kleiner Junge 
verändert die Welt, Heyne-Verlag 2015
(die Geschichte eines Jungen mit 
Down-Syndrom, dem der Wechsel aufs 
Gymnasium verwehrt wird)

ZUR PERSON
 Clemens Knobloch

Geboren 1951 in Wiesbaden. 
Studium der Germanistik und 
der Kommunikationswissen-
schaft in Bonn und Essen; 
dort 1978/79 kommunikations-
wissenschaftliche Promotion. 
1980 bis 1987 wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Univer-
sität (GH) Siegen, dort 1986/
87 Habilitation mit einer Arbeit 
über die Geschichte der deut-
schen Sprachpsychologie. 
Seit 1991 Professur am Fach-
bereich 3, Sprach-, Literatur- 
und Medienwissenschaften 
der Universität Siegen.

ZUR PERSON
 Norbert Zeller

Geboren 1950 in Friedrichsha-
fen. Studium der Sonderpäda-
gogik an den Pädagogischen 
Hochschulen Weingarten und 
Reutlingen. Danach Sonder-
schullehrer in Friedrichshafen. 
1988 Wahl in den baden-
württembergischen Landtag 
(SPD); dort Vorsitzender des 
Ausschusses für Schule, 
Jugend und Sport. 2011 Aus-
scheiden aus dem Landtag. 
Leiter der Stabsstelle Gemein-
schaftsschule, Schulmodelle, 
Inklusion beim Landesminis-
terium für Kultus, Jugend und 
Sport bis 2015.
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REFERAT

Andi Weiland: Darüber nachdenken, wie wir miteinander reden

Keine Chance den Fettnäpfchen
Sprache birgt viele Fallstricke  – „Leidmedien“ als Freund und Helfer

Er kommt nicht 
als Sprachpolizist, 
sondern als wohl-
meinender Ratgeber: 
Andi Weiland. Der 
Fotograf betreibt Öf-
fentlichkeitsarbeit für 
den Berliner Verein 
Sozialhelden, der 
mit kreativen Ideen 
auf soziale Probleme 
aufmerksam macht. 
Ein Teil seiner Arbeit 
gilt der Aufgabe, 
für die Belange von 
Menschen mit Behin-
derungen zu sensibi-
lisieren – was thema-
tische Perspektiven 
als auch sprachliche Lösungsvorschläge 
angeht. In dem Sinne also doch Polizei: 
als Freund und Helfer.

   „Wir haben uns bei den Sozialhelden die 
Frage gestellt, wie wir die Alltagsprobleme 
behinderter Menschen vermitteln können, 
ohne dabei anklagend oder lehrmeister-
haft zu wirken“, schildert Andi Weiland die 
Anfänge. Daraus entstand 2010 die Idee 
zu wheelmap.org, einer Online-Karte zum 
Suchen und Finden rollstuhlgerechter Orte 
weltweit. Jeder kann mitmachen und die 
Orte nach einem Ampelsystem markieren. 
„Mittlerweile sind dort rund 600.000 Orte 
verzeichnet, und täglich kommen etwa 300 
dazu“, berichtet der Aktivist.
   Gründer und Leitfigur der Sozialhelden ist 
Raúl Krauthausen, mittlerweile Talkmaster 
auf Sport 1, Träger des Bundesverdienst-

kreuzes am Bande und Autor des Buchs 
„Dachdecker wollte ich eh nicht werden“. 
Der Titel zeugt von Krauthausens Humor, 
denn auf einem Dach kann man sich den 
Rollstuhlfahrer nicht vorstellen, der mit der 
sogenannten Glasknochenkrankheit lebt. 
„Egal, wie die Medien über Raúl berichtet 
haben, immer wurde vor allem auf seine 
Krankheit abgehoben“, sagt Andi Weiland, 
„ständig kamen Sätze wie: Er leidet an 
seinem Schicksal, er arbeitet viel trotz seiner 
Behinderung.“
   Dem wollten die Sozialhelden ein Angebot 
entgegensetzen, das Informationen für Me-
dienvertreter bereithält und ihnen vor Augen 
führt, welche Vorstellungen Sprache weckt 
und wo die Fallstricke medialer Vermittlung 
liegen, wenn es um Menschen mit Behinde-
rungen geht. So entstand 2012 die Website 
leidmedien.de, kurz vor den Paralympics in 
London. „Paralympics-Zeit ist immer auch 
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ein bisschen Fettnäpfchen-Zeit“, begründet 
der 30-Jährige den Zeitpunkt. „Wir haben 
eine Vermittlerrolle“, beschreibt er den An-
spruch der Sozialhelden, „wir wollen mit den 
Projekten unsere Perspektive aufzeigen und 
erklären.“ 
   Dazu gehört beispielsweise, auf gedan-
kenlose Formulierungen hinzuweisen. 
Den häufig zu lesenden Satz „Er ist an 
den Rollstuhl gefesselt“ konterkarierten 
die Leidmedien mit einem Foto, das einen 
Rollstuhlfahrer zeigt, der tatsächlich an sein 
Gefährt gefesselt ist. „Für ihn bedeutet der 
Rollstuhl aber in Wirklichkeit das genaue 
Gegenteil, nämlich seine Freiheit“, erläutert 
Andi Weiland.
   Die Leidmedien-Website bietet Journalis-
ten Hintergrundwissen, liefert Sprachtipps 
und erläutert zentrale Begriffe. „Nehmen Sie 
nur mal diese ganzen übers Jahr verteilten 
Thementage wie neulich den Internationalen 
Toilettentag, die bieten sich häufig an, das 
Thema auch aus der Perspektive von Men-
schen mit Behinderungen zu beleuchten“, so 
der Aktivist. Zudem beklagt er, dass behin-
derte Menschen in den Medien oft entweder 
als Opfer oder als Held geschildert werden: 
„Dabei gibt es gar keinen Anlass etwa für 
Heldengeschichten: Für viele Menschen ist 
die Behinderung Teil ihres Lebens, den sie 
akzeptieren – ganz ohne Tapferkeit.“
   Gegen Stereotypen in der Bildbericht-
erstattung setzen die Sozialhelden das 
Angebot unter gesellschaftsbilder.de, eine 
Bilddatenbank, die Motive anbietet, wie 
sie der Lebenswirklichkeit der Betroffenen 
entsprechen und die Klischees vermeiden; 
den überdimensional inszenierten einzelnen 
Rollstuhl in einer ansonsten gewöhnlichen 
Schulklasse sucht man dort vergebens.
   „Wir wollen weg vom Behindertsein, hin 
zum Behindertwerden“, beschreibt Andi 
Weiland die Zielrichtung. Ohne Inklusion 
bleiben seiner Ansicht nach Menschen 
auf der Strecke, werden in ihrer Entfaltung 
behindert. „Wenn wir es schaffen würden, 
uns gegenseitig hochzuziehen, dann könn-
ten wir dabei viel gewinnen“, zeigt er sich 
überzeugt. Außerdem: „Mit der Inklusion 

verabschieden wir uns ein Stück von der 
Leistungsgesellschaft und denken eher 
darüber nach, wie schaffen wir Zugänge, wie 
können wir Menschen fördern?“
   Für ihn wäre schon viel gewonnen, wenn 
nicht jeder Artikel bereits im ersten Absatz 
auf eine Behinderung abhebt. „Schreiben wir 
jedesmal dazu, dass Schäuble im Rollstuhl 
sitzt?“, fragt er genauso wie „Warum sieht 
man in Straßenumfragen zu aktuellen The-
men nie Menschen mit Behinderung, kann 
man die nur zu ihren eigenen Problemen 
befragen?
   Vieles führt Andi Weiland auf Berührungs-
ängste zurück, auf mangelnde Kommunika-
tion zwischen nichtbehinderten und behin-
derten Menschen: „Wenn jemand von sich 
selber sagt, dass er unter seiner Behinde-
rung leidet, dann soll man das auch schrei-
ben. Wenn jemand das aber verneint und 
der Journalist es trotzdem schreibt, dann hat 
der einen Fehler begangen.“

Kontakt
Tel.: 0176 21059720
E-Mail: post@andiweiland.de
Web: andiweiland.de

Linktipp: inklusionsfakten.de
(Website der Pädagogin Lisa Reimann, auf 
der sie sich mit Mythen und Fakten rund 
ums Thema Inklusion befasst)

ZUR PERSON
 Andi Weiland

Geboren 1985 in Berlin. Stu-
dium der Politik- und Kom-
munikationswissenschaft in 
Münster. Seit 2011 Mitarbeit 
in der Öffentlichkeitsarbeit für 
Sozialhelden e.V. Tätigkeit als 
Veranstaltungsfotograf bei der 
Berliner Gazette. Mehrjähriges 
Engagement im Vorstand der 
Jugendpresse Deutschland 
e.V. sowie bei politikorange 
und jugendfotos.de. Freischaf-
fender Fotograf.
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REFERAT

Andreas Henke: Die Lebenshilfe steht für Inklusion

Mit langem Atem über Hürden
Mangelnde Akzeptanz, skeptische Eltern und träge Politik bilden Hindernisse

„Es führt kein Weg 
an der Inklusion 
vorbei“, sagt Andre-
as Henke, Mitglied 
im Bundesvorstand 
der Lebenshilfe. 
Trotzdem formuliert 
er vorsichtig, denn 
auch innerhalb der 
Selbsthilfevereini-
gung für Menschen 
mit geistiger Be-
hinderung sind die 
Auffassungen zur 
Inklusion unter-
schiedlich – sowohl 
bei Eltern wie bei Mit-
arbeitenden. Henke 
sieht aber vor allem 
die Chancen und 
möchte behutsam alle Betroffenen ins 
Boot holen: was nur gelingt, wenn zuvor 
Skepsis abgebaut werden kann.

  Es sind gleich mehrere Hürden zu über-
springen, um die Inklusion von Menschen 
mit geistiger Behinderung zu erreichen, 
skizziert der frühere Pressesprecher der 
Bertelsmann-Stiftung. So stimmen aus 
seiner Sicht die politischen Rahmenbedin-
gungen nicht. Allem voran kritisiert er, dass 
nach wie vor das Bundesteilhaberecht nicht 
verwirklicht worden ist: „Das muss auf jeden 
Fall in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden.“
   Aktuelle Zahlen zur Umsetzung schuli-
scher Inklusion von Kindern mit geistiger 
Behinderung zeichnen ein sehr unterschied-
liches Bild von Bundesland zu Bundesland: 
Wurden 2013/14 in Baden-Württemberg 

lediglich 1,6 Prozent in Regelschulen unter-
richtet, waren es in Bremen fast 90 Prozent. 
„Da sieht man, was möglich ist, wenn die 
politischen Weichen richtig gestellt werden“, 
schließt Andreas Henke daraus. 
   Außer den rechtlichen Rahmenbedingun-
gen fehlt es für ihn an Ressourcen, was 
Lehrpersonal und räumliche Ausstattung der 
Schulen angeht. „Außerdem müsste dafür 
gesorgt werden, dass mehr Menschen mit 
geistiger Behinderung eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung bekommen“, 
fordert er, „die Vermittlungsquote auf den 
ersten Arbeitsmarkt liegt derzeit im Promille-
Bereich.“
   Eine weitere Hürde bildet die mangelnde 
gesellschaftliche Akzeptanz der Inklusi-
on. Henke zitiert eine Studie des Instituts 
Allensbach aus dem Jahr 2014, die von der 
Bundesvereinigung Lebenshilfe in Auftrag 
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gegeben worden war. Demnach gibt es 
immer noch große Berührungsängste in 
der Bevölkerung gegenüber Menschen 
mit geistiger Behinderung. 71 Prozent der 
Deutschen sind laut der Studie der Ansicht, 
dass betroffene Kinder an Förderschulen 
lernen sollten – eine Meinung, die von 
vielen Eltern behinderter Kinder geteilt wird: 
Nur 36 Prozent von ihnen sprechen sich 
für Inklusion aus. Eine Hürde, die für die 
Lebenshilfe besonders hoch ragt: „Wir sind 
ja eine Elternvereinigung mit differenzier-
tem Meinungsspektrum; daher müssen wir 
unsere Positionen sehr genau abwägen, um 
niemanden zu verprellen“, gibt Andreas Hen-
ke zu bedenken.
   Seiner Auskunft nach haben skeptische 
Eltern besonders Angst davor, dass ihre 
Kinder an einer Regelschule vereinsamen 
und isoliert werden, anders als im geschütz-
ten Raum einer Förderschule. Auch viele 
Mitarbeitende und Führungskräfte von 
Behinderteneinrichtungen betrachten Inklusi-
on mit Sorge, so Henke: „Die rund 60.000 
Beschäftigten der Lebenshilfe sind von der 
Qualität ihrer Arbeit überzeugt und haben 
jetzt Zukunftsängste im Hinblick darauf, was 
mit ihren Arbeitsplätzen im Rahmen von 
Inklusion passiert.“ 
   Hoffnung auf eine schnelle Besserung der 
Rahmenbedingungen hegt der Vater einer 
Tochter mit geistiger Behinderung nicht. „Der 
Schlüssel ist, Inklusion von unten wachsen 
zu lassen, sodass es immer mehr Beispiele 
gibt, die zeigen, wie wunderbar das funkti-
onieren kann, wenn die Kinder gemeinsam 
lernen“, sagt Andreas Henke. Im Hinblick 
auf die Beschäftigung von Menschen mit 
geistigen Behinderungen in der Arbeitswelt 
fordert er konkret einen dauerhaften Lohn-
kostenzuschlag, um Werkstattbeschäftigten 
eine Chance zu geben, sich auf dem ersten 
Arbeitsmarkt zu etablieren. Und in Behin-
dertenwerkstätten sollten auch Menschen 
mit hohem Unterstützungsbedarf einen 
Anspruch auf einen Arbeitsplatz besitzen; 
bislang müssen sie ein „Mindestmaß wirt-
schaftlich verwertbarer Arbeitsleistung“ 
erbringen. 

   Journalisten könnten aus der Perspek-
tive des Öffentlichkeitsarbeiters Henke 
auf vielfältige Weise den Gedanken der 
Inklusion fördern, etwa indem sie über die 
vielen positiven Beispiele inklusiver Schulen 
berichteten. „Sie können über den Stand der 
Barrierefreiheit in Ihrer Kommune schreiben, 
Vereine vorstellen, die sich für Menschen 
mit Behinderung öffnen, ob Schützenfest, 
Karneval oder Fußball“, nennt er weitere 
Ansätze. 
   Für ihn gehört auch die lokale Betrachtung 
bundesweiter Umfragen und Studien zu den 
Aufgaben des Journalismus, verbunden 
mit der Frage, wo sich gesellschaftliche 
Debatten wie die über pränatale Diagnostik 
im Lokalen ausprägen. Um die verbreiteten 
Berührungsängste zu mildern, sieht Andreas 
Henke vor allem eine Notwendigkeit: „Wir 
müssen mehr Möglichkeiten zur Begegnung 
schaffen!“

Kontakt
Tel.: 05241 40888
E-Mail: henke@lebenshilfe-gt.de
Web: lebenshilfe-gt.de

ZUR PERSON
 Andreas Henke

1954 in Warstein geboren. 
Studium der Publizistik, 
Germanistik und Soziologie 
in Münster. Danach mehr als 
25 Jahre Pressesprecher 
der Bertelsmann-Stiftung. 
Seit rund 20 Jahren bei 
der Lebenshilfe engagiert 
für Menschen mit geistiger 
Behinderung. Vorsitzender der 
Lebenshilfe, Kreisvereinigung 
Gütersloh; seit 2012 zudem 
Mitglied im Bundesvorstand 
der Lebenshilfe, zuständig für 
Kommunikation.
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Über finanzielle 
Förderung Inklusion 
ermöglichen: „Das 
ist derzeit das wich-
tigste Thema für die 
Aktion Mensch“, sagt 
deren Pressespre-
cher Sascha Decker. 
In verschiedenen 
Schwerpunkten will 
die Organisation 
helfen, Hürden zu 
überwinden, etwa 
Berührungsängs-
te abzubauen und 
Barrierefreiheit zu 
realisieren. Eins 
stellt Sascha Decker 
dabei klar: „Wir sind 
kein Behindertenverband und haben kein 
Mandat, für Menschen mit Behinderung 
zu sprechen.“

   Stattdessen beschreibt er die Rolle der 
Aktion Mensch als Förderorganisation, die 
jährlich mit ihrer Soziallotterie 440 Millionen 
Euro einspielt und davon 36 Prozent für so-
ziale Arbeit verwendet. 30 Prozent schüttet 
die Lotterie an ihre Gewinner aus, weitere 
fast 17 Prozent kassiert der Staat an Lotte-
riesteuer. „Damit sind wir eine sehr große 
relevante Organisation, die mit ihrer Förde-
rung Projekte ermöglicht, wo anderen das 
Geld fehlt“, bilanziert der Pressesprecher.
   Nach seiner Gründung vor 50 Jahren 
als „Aktion Sorgenkind“ finanzierte der 
Verein vor allem große Einrichtungen wie 
Wohnheime und Schulen für Menschen mit 
Behinderungen, investierte also in das, was 
heute als „Parallelsystem“ bezeichnet wird. 
Mit dem Namenswechsel 2000 zu „Aktion 
Mensch“ wandelte sich die inhaltliche Rich-
tung – mit dem Schwerpunkt auf Inklusion 

ab dem Jahr 2012. Seitdem steht jedes Jahr 
unter einem anderen Motto; 2015 ging es 
um das Thema „Begegnungen“.
   „Das ist eine der größten Hürden bei der 
Inklusion“, berichtet Sascha Decker: „Es gibt 
zu viele Berührungsängste zwischen Men-
schen mit und ohne Behinderung und zu viel 
Nichtwissen übereinander.“ 93 Prozent der 
Deutschen wollen in einer inklusiven Gesell-
schaft leben, zitiert er aktuelle Zahlen, „aber 
nur ein Drittel der Bevölkerung hat häufiger 
Kontakt zu Menschen mit Behinderungen“.
   Was passiert, wenn Nichtbehinderte 
unvorbereitet auf Behinderte treffen, illus-
triert ein kurzer Film, den Decker zeigt: Es 
beginnt mit peinlich berührtem Schweigen 
sowie Unsicherheit und endet mit zuneh-
mender Lockerheit. „Über 700.000 virtuelle 
und reale Begegnungen haben wir bisher in 
diesem Jahr ermöglichen können“, informiert 
er, „das schafft Verständnis wie Toleranz und 
führt so zu einem Miteinander auf Augenhöhe.“ 
   Das soll es auch zunehmend in Betrieben 
des ersten Arbeitsmarkts geben. Im gera-
de veröffentlichten „Inklusionsbarometer“ 

REFERAT

Sascha Decker: Thema Barrierefreiheit ist auch ein Innovationsthema

Von wegen Berührungsangst
Miteinander auf Augenhöhe schafft Toleranz und Verständnis
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ZUR PERSON
 Sascha Decker

1968 in Gummersbach 
geboren. Studium der 
Evangelischen Theologie in 
Bonn. Danach journalistisch 
tätig für das Lokalradio 
Bonn-Rhein-Sieg und von 
1995 bis 1998 für den 
Deutschlandfunk. Danach 
Leiter der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der 
Kindernothilfe. Seit 2011 
Leiter der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit der Aktion 
Mensch.

der Aktion Mensch äußern sich 93 Prozent 
der Arbeitnehmer mit Behinderung positiv, 
fühlen sich im Kollegenkreis voll akzeptiert. 
Viele Arbeitgeber sagen, sie spürten keine 
Leistungsunterschiede. Dennoch waren 
2015 mehr als 181.000 Menschen mit 
Schwerbehinderung arbeitslos, eine Quote, 
die mit 13,9 Prozent um das Doppelte über 
dem Schnitt liegt. „Das Wirtschaftswachstum 
der vergangenen Jahre ist an Menschen 
mit Behinderung offenbar vorbeigegangen“, 
schließt Sascha Decker.
   Um in diesem Bereich Besserung zu 
schaffen, unterstützt die Aktion Mensch 
sogenannte Integrationsbetriebe, wo min-
destens 40 Prozent der Beschäftigten Men-
schen mit Behinderung sein müssen. 800 
dieser Betriebe gibt es in Deutschland, die 
Hälfte von ihnen erhält finanzielle Förderung 
durch den Verein. 120 Millionen Euro sind 
dafür bislang geflossen. Auf diesem Weg 
konnten in den vergangenen 30 Jahren 
immerhin 11.000 zusätzliche Arbeitsplätze 
für Menschen mit Behinderung geschaffen 
werden. „Dieses finanzielle Engagement 
bietet uns einen Hebel, um mehr Betroffene 
in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren“, 
erläutert der Pressesprecher.
   Das Jahr 2016 rückt seitens der Aktion 
Mensch das Thema Barrierefreiheit nach 
vorn – „in allen Facetten, mit Kampagnen, 
Projekten und Aktionen“. Dabei geht es nicht 
nur um Barrieren im öffentlichen Raum. 
Die Aktion Mensch sieht laut Decker die 
Barrierefreiheit auch als Innovationsthema, 
beispielsweise in Hinblick auf digitale Hilfs-
mittel. 
   Als ein Beispiel nennt er die App „Greta 
und Starks“, die Blinden und Gehörlosen 
barrierefreien Kino-Besuch durch Audiodes-
kriptionen und Untertitelfunktion ermöglicht. 
„Viele Blinde gehen gern mit Freunden ins 
Kino, mussten bislang aber auf besondere 
Hörbeschreibungen verzichten“, so Sascha 
Decker, „wenn sie jetzt über ihr Smartphone 
die App einschalten, synchronisiert sich die 
mit dem Film und liefert den passenden Text 
zum Geschehen auf der Leinwand.“
   Auch die App „Be my eyes“ hilft sehbe-

hinderten Menschen, indem sie weltweit 
Betroffene via Live-Video-Chat mit freiwilli-
gen Helfern verbindet. Sollten Blinde bei-
spielsweise einmal ihren Schlüssel verlegt 
haben, leiht ihnen der über das Live-Bild der 
Smartphonekamera verbundene Helfer sei-
ne Augen und unterstützt so bei der Suche 
– Innovationen, die von der Aktion Mensch 
gefördert werden.
   Auf die Kritik der Gehörlosen-Aktivistin 
Julia Probst angesprochen, der Verein stehe 
beim Thema Inklusion auf der Bremse, um 
sich nicht selbst abzuschaffen, entgegnet 
Sascha Decker: „Wenn Inklusion tatsächlich 
gesellschaftliche Realität wäre und wir da 
nicht mehr gebraucht würden, dann förder-
ten wir eben einen anderen Bereich, viel-
leicht im Bereich Kinder und Jugend.“

Kontakt
Tel.: 0228 2092-392
E-Mail: sascha.decker@aktion-mensch.de
Web: aktion-mensch.de
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VORTRAG

Sascha Lübbe: Impulse und Inspiration durch den Themendienst Drehscheibe

Journalismus ohne Gefälle
Nicht auf die Behinderung abheben, sondern Menschen in Mittelpunkt stellen

Dicht an Menschen 
mit Behinderung dran 
sein, sie selbst zu 
Wort kommen lassen, 
ihre Wahrnehmung 
wiedergeben – die-
se Eigenschaften 
zeichnen gelungene 
Beispiele deutscher 
Lokalzeitungen zum 
Themenfeld Inklusion 
aus. Sascha Lübbe 
vom Themendienst 
Drehscheibe präsen-
tiert eine Auswahl 
von Artikeln, die als 
Anregung oder zur 
Nachahmung dienen 
können. Gleichzeitig 
ermuntert er dazu, der Drehscheibe-Re-
daktion solche Beiträge zuzusenden, die 
für ideenreichen und originellen Lokal-
journalismus stehen.

   Das Thema der November-Ausgabe pass-
te genau zur Redaktionskonferenz: „Inklu-
sion. Wie Lokalzeitungen über behinderte 
Menschen berichten“, betitelte die Dreh-
scheibe ihr aktuelles Heft. Die Richtung gibt 
ein Interview mit dem Sozialhelden-Gründer 
Raúl Krauthausen vor (siehe auch Seite 15/
16), der sagt: „Journalisten sollten sich die 
Mühe machen, mit behinderten Menschen 
zu sprechen – und nicht nur über sie.“
   Dem entspricht eine Serie der Badischen 
Neuesten Nachrichten rund um Inklusion 
und Arbeitswelt, auf die Sascha Lübbe in 
seinem Vortrag eingeht. Die Reihe stellte 
Unternehmen der Region vor, die Menschen 
mit Behinderung beschäftigen und porträtier-

te deren Arbeitsalltag. Da ging es beispiels-
weise um eine Frau mit Down-Syndrom, die 
in einem Hotel arbeitet. „Die Artikel rückten 
den Menschen an sich in den Vordergrund 
und nicht die Behinderung“, sagt Lübbe und 
weist auf konkrete Informationen hin, die 
jeweils das Porträt ergänzten – etwa über 
Eingliederungshilfe und Jobcoach.
   Ein Angebot in leichter Sprache offeriert 
die Augsburger Allgemeine behinderten 
Menschen: In Kooperation mit dem Cari-
tas-Verband veröffentlicht das Blatt einfach 
formulierte Nachrichten. „Das Besondere 
an diesen Nachrichten ist, dass zunächst 
der Kontext erklärt wird und erst dann die 
eigentliche News folgt“, erläutert der Dreh-
scheibe-Redakteur. 
   Positiv aufgefallen war auch eine Serie 
rund um Inklusion der Heilbronner Stimme, 
Überschrift: „Wie ich mir Inklusion vorstelle“. 
Darunter äußerten Menschen mit und ohne 
Behinderung ihre Wünsche und Erwar-
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tungen an die Gesellschaft. Da stand die 
Personalleiterin von Audi gleich neben der 
Beschäftigten einer Beschützenden Werk-
stätte. „Uns hat daran besonders gefallen, 
dass es in der Darstellung kein Gefälle gibt 
zwischen Nichtbehinderten und Behinder-
ten“, so Sascha Lübbe.
   Ob es nun der Bericht aus der Pforzheimer 
Zeitung über das Jubiläum eines Clubs für 
behinderte Sportler war oder das Porträt 
in der Würzburger Main-Post über zwei 
Musiker mit Behinderung, die in der RTL-
Show „Das Supertalent“ aufgetreten sind 
– immer standen Menschen im Mittelpunkt, 
die eine interessante Geschichte zu bieten 

hatten. Dabei spielten die Behinderungen 
eine Rolle, aber nicht die Hauptrolle. Nie von 
oben herab, sondern immer auf Augenhöhe 
blieb auch die Reportage der Emder Zeitung 
über den Alltag einer blinden Frau. „Dort ist 
minutiös aufgezeichnet worden, wie sie die 
24 Stunden aus ihrer Perspektive erlebt“, 
erläutert Sascha Lübbe. Ergänzend gibt 
er einen Tipp für Bildjournalisten: „Wenn 
behinderte und nichtbehinderte Menschen 
zusammen auf einem Foto sind, sollte man 
sie gleichberechtigt ins Bild setzen.“ Was ei-
nem sofort einleuchtet, wenn man sich einen 
Zweimetermann neben einem Rollstuhlfah-
rer vorstellt. 

Kontakt
Tel.: 030 69566524
E-Mail: luebbe@raufeld.de
Web: drehscheibe.org
          raufeld.de

Zur Person
 Sascha Lübbe

Jahrgang 1978, gebo-
ren in Berlin. Studium der 
nordamerikanischen Literatur 
und Kultur, Publizistik und 
Soziologie an der Freien 
Universität Berlin, danach 
freier Journalist in Berlin. 
Tätigkeit für TV, Print und 
Online. Seit Dezember 2011 
Redakteur der Drehscheibe.

INFO
Drehscheibe

Der Themendienst Dreh-
scheibe ist im Abonnement zu 
beziehen und will die Arbeit 
von Lokalredakteuren durch 
eine Ideenbörse, Konzepte 
und Werkstattberichte fördern. 
Abonnenten können außer-
dem kostenlos den Service 
nutzen, d. h. sogenannte 
Ideenlisten zu beliebigen 
Themen anfordern, u. a. auch 
zu den Themen Service, 
Hintergrund, Jugendbe-
richterstattung. Abonnenten 
haben zudem unbegrenzten 
Zugriff auf die Internetange-
bote drehscheibe.org und 
jugenddrehscheibe.de.

Abo-Gebühren pro Monat:
• Hauptabo: 36 Euro
• Zusatzabo: 5,50 Euro
• Sonderabo Freie: 18 Euro
• Probeabo: kostenlos
• PDF-Abo: 65 Euro

Kontakt: 
Tel.: 030 69566522
info@drehscheibe.org

http://www.drehscheibe.org
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„Nichts über 
uns ohne uns“:  
Diesem Grund-
satz im Blick 
auf Menschen 
mit Behinde-
rung folgt die 
Arbeitsgruppe 1. 

   Vorweg Grund-
legendes: Es 
ging uns in der 
Arbeitsgruppe 
darum, selbst 
Themen zu set-
zen, statt (nur) 
auf Anlässe zu 
reagieren (Kon-
flikte, die an 
die Redaktion 
herangetragen 
werden, oder 
Gedenktage).
   Barrieren gibt es in allen Lebensbereichen. 
Es lohnt sich deshalb, sich ein Netzwerk 
aufzubauen, sich zunächst einen Überblick 
zu verschaffen über Einrichtungen, Selbst-
hilfegruppen, Verbände etc. für Menschen 
mit Behinderung(en). Das hilft auch bei der 
Suche nach Gesprächspartnern. Für eine 
Gewichtung von Themen kann es helfen, 
sich beispielsweise schon bei der Planung 
mit Experten (Betroffene selbst, Verbands-
vertreter, Behindertenbeauftragte oder auch 
Behindertenvertreter von Firmen) auszutau-
schen. Bei der Berichterstattung selbst ist es 
wichtig, immer Betroffene ins Boot zu holen 
– getreu dem Motto: „Nichts über uns ohne 
uns".
   Um die Vielfalt an Themen etwas zu 
strukturieren, haben wir uns als Impuls für 
einen Stadtcheck (zum Beispiel als Serie) 
entschieden, in dem verschiedene Barrieren 

auf die jeweilige Gemeinde/Stadt bzw. den 
Landkreis bezogen aufgegriffen werden. Es 
sind alle Darstellungsformen möglich. Der 
Stadtcheck sollte/könnte begleitet werden 
von einem Logo. Zusätzlich zu den jewei-
ligen Hauptartikeln wären Begleitstücke 
denkbar wie Hintergründe zur Biografie 
(abseits der Behinderung), Lösungsansätze/
Perspektiven oder auch ergänzende Drei-
Fragen-Interviews. Zum Beispiel könnte es 
ein festes Element bei jedem Serienteil sein, 
dass Wege aufgezeigt werden.
   Online ist die Serie natürlich ergänzbar 
(Dossier, Fotogalerien, Videos). Leser könn-
ten zum Dialog aufgefordert werden (Social 
Media einbinden). Parallel zur Serie könnte 
eine digitale und interaktive Karte entste-
hen bzw. anwachsen, in der die mit der Zeit 
gesammelten Informationen (barrierefreie 
Kneipen, Schwimmbäder, Sporthallen, Be-

Arbeitsgruppe 1

Barrieren vor der Haustür
Der Stadtcheck: Umfassender Blick auf mögliche Hürden des Alltags

Die AG 1 (v. l.): Fariba Sattler, Jürgen Menke, Heike Nickel, Peter Taubald (Leitung), Liane von 
Droste, Martina Nattermann, Andres Wulfes, Anja Mayer, Andreas Koska
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hörden usw.) auf einen Klick greifbar sind. 
Diese Karte könnte auch von außen bespiel-
bar sein (natürlich mit Freischaltungsfunktion 
durch die Redaktion).

Der Stadtcheck
• Mobilität/Fortbewegung: ein Blick auf   
 ÖPNV
• Spielplatz-Check mit behinderten Kindern
• Gastronomie („barrierefrei, aber nicht zu  
 Ende gedacht“): Best-practice-Beispiele  
 oder mit einem Betroffenen auf Kneipen- 
 tour
• Handel und Gewerbe: wo gibt es barriere- 
 freies Einkaufen?
• Kultur: Angebote für Gehörlose/Blinde; wie 

kommt man an Gebärdendolmetscher; 
Beispiel Museen: nicht nur rolligerecht, 
sondern auch Möglichkeiten für Blinde 
oder Gehörlose

• Städtebau: mit Blinden/Gehörlosen/
Rollifahrern durch die Stadt; denkbar wäre 
auch ein Interview mit einem Städteplaner, 
evtl. Doppel-Interview mit dem Behinder-
tenbeauftragten der Stadt; welche Wohn-
formen gibt es (Stichwort Intelligentes 
Wohnen), Bahnhöfe

• Arbeiten mit Handicap: Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmersicht und Fördermöglichkei-
ten (Behindertenbeauftragte in Firmen)

• barrierefreie Rathäuser: können Behinder-
te an Ratssitzungen teilnehmen?

• Kirchen-Check (auch Gemeindehäuser)
• Vereinsleben: Hier denken wir v. a. an Po-

sitivbeispiele, wie es funktionieren kann.
• „Barrieren in den Köpfen“: ein Knigge für 

den Umgang miteinander (umsetzbar bei-
spielsweise mit einem Interview mit einem 
Betroffenen, dazu würde auch eine Stra-
ßenumfrage mit Nichtbehinderten passen, 
welche Berührungsängste diese haben)

• Tourismus: aus der Sicht eines behin-
derten Touristen durch die Stadt (Be-
schilderungen, WCs, Hör-Guide, Hotels/
Pensionen, Wanderwege, Sehenswürdig-
keiten erreichbar und wahrnehmbar)

• Freizeit: Schwimmbäder, Sporthallen, Ki-
nos etc.

• Wer hilft? Eine Art Service für die Leser; 

wo bekomme ich für welches Problem Hil-
fe? (Thema Behinderung als Kostenfaktor)

• privater Wohnungsbau – barrierefrei? (In-
terview mit Wohnberater, Handwerker, die 
barrierefreies Bauen/Umbauen anbieten)

• Webseiten: gibt es Internetseiten, die auf 
Menschen mit Behinderungen ausgerich-
tet sind? (Schriftgröße, Farben, Vorlesen, 
leichte Sprache)

Weitere Ideen unabhängig vom
Stadtcheck:
technische Errungenschaften/Hilfen für 
Menschen mit Behinderungen aufgreifen 
(Smartphone, Sprachcomputer), behinder-
tengerechte Mode (bsp. Gesundheitsschu-
he), verständliche Formulare (Blindenschrift, 
leichte Sprache). Viele der Themen betreffen 
übrigens nicht nur Menschen mit Behin-
derungen, sondern auch Senioren, Eltern 
(Kinderwagen) und/oder Migranten (leichte 
Sprache).
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Arbeitsgruppe 2

Barrieren in der Sprache
Begriffe mit Bedacht wählen und dabei Kontext und Lesbarkeit berücksichtigen

Vor Tipps 
zum Umgang 
mit Sprache 
setzt die Ar-
beitsgruppe 2 
redaktionelle 
und ethische 
Grundlagen für 
die eigentliche 
Arbeit am Text. 

I. Redaktionel-
ler Leitfaden
   Berufsethos 
und Presseko-
dex bilden die 
Grundlage unse-
rer Berichterstat-
tung. Wenn wir 
über Menschen 
mit Behinderun-
gen schreiben, 
vermeiden wir 
Schubladendenken und versuchen, der 
Individualität der Person und des Themas 
gerecht zu werden. Wir fragen uns: Wann ist 
die Behinderung wirklich erwähnenswert?
   Klischees wie das vom fröhlichen Down-
Kind vermeiden wir. Bevor wir eine Be-
findlichkeit unterstellen, fragen wir bei 
den Betroffenen nach, wie es ihnen geht. 
Wir reduzieren einen Menschen nicht auf 
seine Behinderung. Wir behandeln den 
Gesprächspartner nicht in erster Linie als 
Vertreter einer bestimmten Behinderungsart. 
(Zur Einschätzung machen wir uns bewusst: 
Was macht die Story zu einer Geschichte? 
Warum möchten wir sie schreiben?) 
   Perspektive des Formulierens: Wir schrei-
ben nicht von oben herab und vermeiden 
Begriffe und Floskeln, die den Lesern eine 
Wertung suggerieren. Wenn wir bewerten, 
tun wir es bewusst (Kommentar). Wir res-

pektieren selbstverständlich im Umgang mit 
Menschen mit Behinderung grundsätzliche 
Umgangsformen, duzen sie nicht automa-
tisch und lassen sie zu Wort kommen (O-
Töne sind wichtig, wir lassen sie uns nicht 
vom Pressesprecher diktieren).
   Die Sensibilität des Themas erfordert eine 
besonders gründliche Vorbereitung (Treff-
punkt zum Interview barrierefrei, Gebärden-
sprachdolmetscher/technische Hilfsmittel bei 
Gehörlosen). Dazu gehört auch, rechtliche 
Fragen vorab zu klären: Hat der Mensch mit 
Behinderungen zum Beispiel einen gesetz-
lichen Vertreter? Ist der einverstanden mit 
Foto/Namensnennung?
   Wir machen als Journalisten keine Lob-
byarbeit. Wir versuchen, mit Fingerspitzen-
gefühl und Professionalität vorzugehen und 
wägen bei der Sprache ab zwischen poli-
tischer Korrektheit und nötiger Lesbarkeit/
Verständlichkeit.  

Die AG 2 (v. l.): Stephanie Riechwald, Christian Ströhl, Daniela Lukaßen, Kathrin Vogel, 
Michaela Roßner, Ellen Reim, Martin Neitemeier, Margot Gasper, Lutz Bernhardt (Leitung)
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   Eigene Unsicherheiten thematisieren wir 
gegenüber unserem Gesprächspartner (Sol-
len wir einem Armamputierten zur Begrü-
ßung die Hand reichen?).

II. Umgang mit Sprache 

1) Definition Inklusion (nach Aktion 
Mensch, www.aktion-mensch.de): 
   Inklusion heißt wörtlich übersetzt Zugehö-
rigkeit, also das Gegenteil von Ausgrenzung. 
Wenn jeder Mensch – mit oder ohne Be-
hinderung – überall dabei sein kann, in der 
Schule, am Arbeitsplatz, im Wohnviertel, in 
der Freizeit, dann ist das gelungene Inklusi-
on.

Inklusion gemäß UN-Behindertenrechts-
konvention (2008):
   Menschen mit Behinderung werden nicht 
als Kranke betrachtet. Inklusion ist ein 
Menschenrecht, d. h. Menschen mit Behin-
derungen müssen sich nicht an die Umwelt 
anpassen, sondern diese ist von vornherein 
so ausgestattet, dass alle Menschen gleich-
berechtigt leben können – egal wie unter-
schiedlich sie sind. Das Ideal der Inklusion: 
Unterscheidung „behindert/nichtbehindert“ 
ohne Relevanz.

2) Behinderte, Menschen mit 
Behinderung/Handicap
   Behindertenverbände legen nicht fest, mit 
welcher sprachlichen Formulierung gearbei-
tet werden soll. Die Empfehlung beispiels-
weise der leidmedien.de lautet  „Menschen 
mit Behinderung“ zu sagen, damit wird der 
Fokus darauf gelegt, dass die Umwelt den 
Menschen behindert und nicht der Mensch 
behindert ist.
   Der Begriff „Behinderter“ ist nicht verpönt, 
sondern kann im journalistischen Alltag 
als Synonym durchaus verwendet werden. 
„Menschen mit Handicap“ ist ebenfalls ge-
läufig. Begrifflichkeiten wie „Assistenzneh-
mer“ oder „Mensch mit Förderungsbedarf“ 
oder „Menschen nach Schicksalsschlägen“ 
klingen sperrig und bürokratisch, dem Leser 
sind sie unverständlich. Daraus ergibt sich 

weiterer Klärungsbedarf. 
   Der Schreiber sollte den jeweiligen Begriff 
jedenfalls immer mit Bedacht wählen, er 
sollte den Kontext berücksichtigen und die 
Lesbarkeit im Auge haben. 

3) Leiden oder Nicht-Leiden
   Wenn man schreibt, dass jemand „leidet“, 
sollte man tatsächlich wissen, ob „leiden“ 
das richtige Verb ist. Beispiel aus einem 
Artikel: „Er leidet an der Glasknochenkrank-
heit.“ Hier sagte der Protagonist selbst, dass 
er nicht „leidet“, sondern die Krankheit hat. 
Weiteres Beispiel: Bei Diabetes würden 
viele Betroffene auch nicht von sich selbst 
sagen, dass sie unter „Diabetes leiden“, 
sondern „Diabetes haben“. Ganz häufig wird 
Behinderten und Kranken ein Leiden also 
unterstellt. 
   Hilfreich bei der redaktionellen Arbeit ist 
die Sichtweise der leidmedien.de, die viele 
Ausdrücke als „Beschreibung mit fahlem 
Beigeschmack“ bezeichnen. Etwa: „Trotz 
ihrer Behinderung lacht sie oft und strahlt 
viel Freude aus.“ Oder: „Sie meistert tap-
fer ihr Schicksal.“ Die Inklusionsaktivistin 
Julia Probst führte als Beispiel für einen 
verbalen Fehlgriff die Formulierung von 
Joachim Gauck an, der im Zusammenhang 
mit Behinderung als „nicht perfektes Leben“ 
sprach. 

4) Wertende Begriffe
   Grundsätzlich sollte sich jeder beim Texten 
darüber klar sein, dass er Sachverhalte po-
sitiv, neutral oder negativ beschreiben kann. 
Beispiel: Freitod (Euphemismus), Suizid 
oder Selbstmord (Anklage) oder Schwanger-
schaftsunterbrechung, Schwangerschaftsab-
bruch oder Abtreibung. 

5) Stereotype und Phrasen
   Im Alltag existieren Phrasen wie etwa „an 
den Rollstuhl gefesselt“. Häufig werden 
Verniedlichungen benutzt wie „Downie“ für 
Menschen mit Down-Syndrom oder „Rolli“ 
für Rollstuhlfahrer. Auch hier sollte ein Autor 
sich dessen bewusst sein, ob er die Situati-
on (das Selbstverständnis) des Betroffenen 
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angemessen ausdrückt. Häufig ist das nicht 
so. 

6) Gehörlos, taub, schwerhörig ...
   Wichtig ist, die Behinderung korrekt zu 
bezeichnen. Beim Beispiel „Gehörlosigkeit“ 
empfinden viele Betroffene den Begriff 
„taub“ beispielsweise als falsch. Der Begriff 
„taubstumm“ sollte am besten gar nicht be-
nutzt werden, weil Gehörlose sprechen oder 
sich auf andere Weise ausdrücken können. 
Ähnliches sollte man bei allen Arten von Be-
hinderung recherchieren.

Linktipps zur Recherche: 
leidmedien.de
aktion-mensch.de
sozialhelden.de
inklusionsfakten.de
meinaugenschmaus.blogspot.de/
institut-fuer-menschenrechte.de
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Arbeitsgruppe 3

Barrieren in den Köpfen
Gegen Ängste und Vorurteile helfen Informationen und Einfühlungsvermögen

Inklusion – eine 
Serie für die 
Lokalausgabe 
hat die Arbeits-
gruppe 3 entwi-
ckelt.

   Viele Konflikte 
im Zusammen-
hang mit Inklusi-
on in der Schule, 
Inklusion in der 
Gesellschaft, 
entstehen durch 
Unkenntnis und 
Unsicherheiten, 
Ängste und Vor-
urteile. Die Men-
schen sind das 
Zusammenleben 
mit Menschen 
mit Behinderung 
nicht gewohnt, 
sehen sich selbst in einer inklusiven Gesell-
schaft an einer nicht genau definierten Posi-
tion und wollen daher lieber das Gewohnte 
bewahren. Um Inklusion und ihren Folgen 
unvoreingenommen begegnen zu können, 
muss Aufklärungsarbeit geleistet werden. Er-
klärungen sind nötig und die Leser müssen 
durch unsere Einordnung des Themas in der 
Lage sein, sich ein Urteil darüber zu bilden. 
Also die ganz normale Arbeit einer Lokalre-
daktion.

Was bringt Inklusion der Gesellschaft?
Was bringt Inklusion für Menschen ohne 
Behinderung?
   Pflegende Angehörige, Eltern und Ge-
schwister behinderter Menschen erleben ein 
anderes Leben, machen Erfahrungen, die 
eine andere Perspektive auf beinahe alle 
Lebensbereiche ermöglichen und nötig ma-

chen:  Gelassenheit, Geduld, Entschleuni-
gung, Blick für das Wesentliche, Blick in ein 
völlig anderes Leben, sogar Bereicherung 
durch die Erfahrungen im Leben mit dem 
behinderten Kind sind möglich und sollten 
thematisiert werden. Nur so kann offen und 
unvoreingenommen über das Leben mit der 
Behinderung gesprochen und diskutiert wer-
den. Es gibt aber auch Chaos, Traurigkeit 
und Überforderung. Das mündet in Themen, 
die mit Hilfestellungen, Sozialhilfe, Teilhabe 
und anderen unterstützenden Diensten zu 
tun haben. 

Was bringt Inklusion für Menschen mit und 
ohne Behinderung?
   Genauso wie Inklusion sich nicht nur an 
Menschen mit Behinderung wendet, sondern 
gleichermaßen für Flüchtlinge, Menschen 
mit Migrationshintergrund und benachteilig-

Die AG 3 (v. l.): Rainer Wilkes, Ines Nowack, Kerstin Eigendorf, Fabian Busch, Gudrun Billowie, 
Rebecca Röhrich, Ralf Schäfer (Leitung), Katharina Wojczenko, Martin Messy
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ten Personengruppen wie Alleinerziehende 
eine Perspektive bieten muss, helfen die 
Werkzeuge und Maßnahmen, die die Inklu-
sion voranbringen, weit mehr Menschen als 
nur denen mit Behinderung.
   Leichte Sprache: wer übersetzt uns die 
Steuererklärung/Baumschutzsatzung/
Patientenverfügung? Welche Vereine, Ein-
richtungen, Behörden bieten Texte in leichter 
Sprache an?
   Umgang mit Anderen/Empathie/Toleranz: 
Themen könnten sich aus Begegnungen er-
geben, die arrangiert werden. In der Schule, 
im Fußballverein. Wie sieht dort das Leben 
mit behinderten Vereinsmitgliedern aus?  
Geschwister: „Was ist doof bei Deine/m/r 
Bruder/Schwester mit Behinderung?“
   Tipps für den Umgang mit Betroffenen: 
Kein Mitleid. So wie der Mensch mit Behin-
derung nicht unter etwas leidet, leiden auch 
die Angehörigen nicht. Um von vorneherein 
Klarheit schaffen zu können, wie man sich 
im Umgang mit den Menschen verhält, de-
nen wir bei unserer Arbeit begegnen, kann 
ein Fragebogen (bspw. zu Beginn einer 
Serie) unter den Beteiligten verteilt werden: 
„Was geht gar nicht? – Verhaltensregeln für 
Unerfahrene“.

Was bringt Inklusion für Menschen mit Be-
hinderung?
   In erster Linie Teilhabe – dazu alle Aspek-
te des Bundesteilhabegesetzes und seiner 
schwierigen Geburt beobachten. Oft sind 
dies dann aber eher mantelrelevante The-
men. Hier empfiehlt sich eine Zusammenar-
beit mit den Kollegen.

Arbeitswelt-Themenideen:
• Karriere mit Behinderung?
• Raus aus der Werkstatt: Außenarbeitsplät-

ze – Integrationsbetriebe
• Arbeitsplatz-Ausstattung: Welche Förde-

rung bekommt der Arbeitgeber?
• Berufsberatung: In welchen Branchen tut 

man sich schwer? Wo ist es leichter? Gibt 
es auch neue „Nischen“?  Chancen und 
Grenzen

• „Arbeit lohnt sich nicht“: Warum dürfen 

behinderte Menschen mit Eingliederungs-
hilfe nur 2.600 EURO auf der hohen Kante 
haben? 

Familie und soziales Umfeld:
• Pränatale Diagnostik: Begleitung einer 

Schwangeren, Frauenärzte, Beratungsstel-
len. Was kann man testen? Was ist sinn-
voll? Wie gehe ich mit dem Ergebnis um? 
Wie viele Frauen brechen die Schwanger-
schaft daraufhin ab?

• Welcher Druck entsteht auf Familien mit 
behinderten Kindern?

• Leben als Mutter/Vater/Geschwister eines 
behinderten Kindes/alleinerziehend mit 
behindertem Kind

• Vereine und Freizeit:  Sport/Theater/Musik, 
inklusiv und exklusiv; behinderte Spitzen-
sportler

• Partnerschaft und Kinderwunsch 
– Sterilisation? Gemischte Paare/
Partnerschaftsbörsen

• Sexualität:  Verhütung, Prostitution

Diese beiden Bereiche, aus denen wir nur 
eine Handvoll Themen zusammengestellt 
haben, umfassen den gesamten Lebensbe-
reich außerhalb von Schule. Es ist der Fan-
tasie dort keine Grenze gesetzt.
   Ganz wichtig bei allen Planungen zu Ge-
schichten mit Menschen mit Behinderung 
und Inklusion ist die einfühlsame Rück-
sichtnahme, denn auch wir als Journalisten 
wissen oft nicht, wie wir uns in der ein oder 
anderen Situation zu verhalten haben. 
Betreuer, Menschen mit Behinderung und 
Fachleute für die Inklusionsthematik helfen 
weiter, wenn direkt und offen diese Unsi-
cherheiten zur Sprache gebracht werden.

Hilfestellung gibt immer: www.leidmedien.de.
Ein Beispiel für den journalistischen Umgang 
und die darauf folgende Verarbeitung des 
Themas findet sich auch auf der Internetsei-
te www.lea-raphaela.de.

http://www.lea-raphaela.de


Seite 30

Redaktionskonferenz: Inklusion

Anhang

• Text Monika Scheele Knight 

• Thesen Prof. Dr. Clemens Knobloch

• Vortrag Andreas Henke

• Seminarprogramm

• Liste der Teilnehmenden



Seite 31

Redaktionskonferenz: Inklusion

MonikaScheeleKnight

DasunerfüllteVersprechen–AufdemWegzurInklusioninDeutschland

Ichmöchtemichersteinmalkurzvorstellen.Icharbeiteals

• PatientenvertreterinimGemeinsamenBundesausschuss
(akkreditiertdurchdenDeutschenBehindertenrat)

• undalsHonorarkraftfürdasReferatÖffentlichkeitsarbeitdesDeutschenBundestages

Daneben–unddasistindiesemZusammenhangwohlsehrwichtigzusagen–habeicheinen15-
jährigen,schwerstmehrfachbehindertenSohn.

Johnhat:
•FrühkindlichenAutismus(eineschwereFormvonAutismus)
•eineEpilepsie
•dieStoffwechselstörungG6-PD-Mangel
•undeinemittelschwereIntelligenzminderung

ErkannnichtsprechenundbrauchtinallenDingenvielHilfe.Eristzu100%schwerstbehindert
undhatdiePflegestufeIII–alsodiehöchsteStufe.Dasheißt,ermussTagundNachtgepflegt
werden.JohnbesuchteineFörderschulemitdemFörderschwerpunktGeistigeEntwicklung(früher
sagteman:SonderschulefürgeistigBehinderte).DieSchuleistspezialisiertaufdenUmgangmit
besondersschwerbetroffenenAutisten.

IchschätzedieFörderschulesehr.EingrundsätzlichesProblemimUmgangmitdemThema
Inklusionseheichdarin:WennwirdasWortInklusionhören,denkenwirsofortandasThema
Schule."Inklusion,dawardochmalwasbeiGüntherJauch:dieseMutter,dieihrengeistig
behindertenSohnmitTrisomie21unbedingtaufsGymnasiumschickenwill?"

DieDiskussionwurdeinDeutschlandsehrschnellindieserRichtungvereinnahmt.Nur:Gerade
wennichsehrschwereBehinderungen–wiediemeinesSohnes–bedenke,liegtderFokusbeiuns
ganzwoanders.DerBesucheinerRegelschulestehtüberhauptnichtzurDebatte.Fürunsgehtes
beiderInklusionumetwasvielSubtileresundgleichzeitigaberauchumetwasviel
Grundlegenderes.InsofernwerdeichmichvomThemaSchuleauchsofortwiederabwenden.

Worübersprecheichalso?IchmöchtedasThemagernevoneinerpositivenWartebeginnenund
einpaarkonkreteBeispieleausmeinerpolitischenArbeitvorstellen.

GemeinsamerBundesausschuss

ZunächsteinmalzurErläuterung:DerGemeinsameBundesausschussistdasoberste
BeschlussgremiumdergemeinsamenSelbstverwaltungvonÄrzten,Krankenhäusernund
KrankenkasseninDeutschland.ErarbeitetalsUntergesetzgeber,angeschlossenandas
Bundesgesundheitsministerium.InFormvonRichtlinienwirdimGemeinsamenBundesausschuss
derLeistungskatalogdergesetzlichenKrankenkassenerarbeitet:alsodieLeistungenfüretwa70
Mio.VersicherteinDeutschland.

Seit2004sindPatientenvertreterTeildiesesProzessesundinallenGremienvertreten.DieHälfte
derPatientenvertretermüssenSelbstbetroffeneoderAngehörigevonBetroffenensein.Dieanderen
PatientenvertreterkönnenprofessionellinderPatientenberatungtätigsein.
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IchbinMitgliedindenUnterausschüssenQualitätssicherungundMethodenbewertung.Inder
Qualitätssicherungarbeiteichzurzeitin2Arbeitsgruppen.IndereinengehtesumdieQualitätder
VersorgunginderPsychiatrie.DieAGerarbeitetIndikatorenundInstrumente,die
sektorenübergreifend(alsoambulantundstationär)dieQualitätinderPsychiatriemessensollen.Es
gehtalsodarum,dieQualitätderVersorgunginZukunftbessereinschätzenundauchbesser
vergleichenzukönnen.

DavonsindauchMenschenmiteinergeistigenBehinderungbesondersbetroffen–undviele
Autisten,wiemeinSohn.DiemeistenAutistenwerdenpsychiatrischbetreut,aberhiermangeltes
nochoftanPersonal,dasaufdiebesonderenBedürfnisseauchwirklicheingehenkann.Diemeisten
inderPsychiatrietätigenPersonen(sowohlÄrztealsauchpflegerischesPersonal)sindimUmgang
mitdieserBehinderungnichtgeschult.

InderanderenAGgehtesauchumdiePsychiatrie,undzwarumdiePersonalausstattung.Dort
erarbeitenwirverbindlicheAnforderungenandieAnzahlunddieQualifikationdestherapeutischen
Personals–vordemHintergrund,dassdieaktuellgültigePersonalverordnungzum01.Januar2017
auslaufensoll,gefolgtvoneinerzweijährigenKonvergenzphase,undschließlichersetztwerdensoll
durcheinpauschaliertesEntgeltsystem(PEPP).

DasGesundheitsministeriumhatselbstBefürchtungen,dassdasneueSystemAnreizezum
Personalabbaubietenkönnte.DarumhatesdenGemeinsamenBundesausschussdamitbeauftragt,
MindestanforderungenoderEmpfehlungenzuerarbeiten,umdieQualität–trotzdesneuen
Bezahlungssystems–zuerhalten.AuchhierhatsichinderAnhörungvonExpertenschongezeigt,
dassgeradefürPatientenmiteinergeistigenBehinderungnichtgenügendPersonalvorhandenist.

InbeidenAG'sarbeiteichalsoaneinerverbessertenTeilhabedergeistigbehindertenMenschenin
derpsychiatrischenVersorgung.

ImUnterausschussMethodenbewertungbinichSprecherinderPatientenvertretunginderAG
Kinder,inderdieFrüherkennungsuntersuchungen–diesogenanntenU-Untersuchungen–neu
erarbeitetwerden.DieFrüherkennungsuntersuchungengibtesseitAnfangder70erJahreundsie
sind30Jahrelangnahezugleichgeblieben.

DieArbeitsgruppehatsichintensivmitwissenschaftlichenStudienbefasstundeineneueStruktur
derUntersuchungenerstellt.Wirhabenunsdabeijeweilsander90.Perzentileausgerichtet,um
auchRaumfürindividuelleEntwicklungsunterschiedezulassen.Wirhabenalsoversucht,die
UntersuchungenerstensaufeinesolidewissenschaftlicheBasiszustellenundzweitenseiner
zunehmendenPathologisierungentgegenzuwirken.

DieneuenU’sberücksichtigenaußerdemstärkerAspektedersozialen,psychosozialen,
emotionalenundgeistigenEntwicklung.UndElternerhalteninZukunftmehrInformationenzu
regionalenUnterstützungsangeboten,wiezumBeispielzuFrühenHilfen.

Teilnahmekarte

AufInitiativederPatientenvertretungwirdeineneueTeilnahmekarteeingeführt.Hintergrund
hierzuist,dassdieErgebnissederFrüherkennungsuntersuchungenimvertraulichenDokumentdes
GelbenVorsorgeheftesdokumentiertwerden.InderZwischenzeithatsich–besondersnach
EinführungdesverbindlichenEinlade-undMeldewesensineinigenBundesländern–einePraxis
entwickelt,inderbeispielsweiseKitasundBehördenzuUnrechtEinsichtindasGelbeHeft
verlangen.Siesagen,siewollensehen,dassdieElternmitdenKindernbeider
Vorsorgeuntersuchunggewesensind.DabeierhaltensieaberüberdasGelbeHeftvielmehr
Informationen.
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VieleElternwissennicht,dasssienichtzurVorlagedesGelbenHeftesverpflichtetsind.Und
ElternwerdennichtseltenunterDruckgesetzt,zumBeispielwenneinKitaplatzandieBedingung
geknüpftwird,dasGelbeHeftvorzuzeigen(soberichtetausBayern).DieTeilnahmekartebietet
ElternnundieMöglichkeit,beidenentsprechendenBehördeneinDokumentvorzulegen,welches
ohnediePreisgabeweiterervertraulicherInformationennurnochdiereineTeilnahmeandenU-
Untersuchungenbestätigt.

WarumwarunsdasalsPatientenvertretungwichtig?ImGelbenHeftstehensensibleInformationen,
dieeinKindzudemeinLebenlangbegleitenkönnen.NehmenwireinmaldasBeispieleiner
VerdachtsdiagnoseaufADS.Wirhabengehört,dassKitasoderKindergärtenmitdiesemWissen
schonversuchthabenElternzuüberreden,dassihrKinddocheinenI-Status,alsoIntegrations-
Status,bekommenkönnteunddannstündemehrPersonalzurVerfügung.Sowerdenalso
womöglichPersonalengpässemitDiagnosenzulösenversucht.Sowardasniegedacht.Wir
möchtenfürKinderimGegenteilgeradewenigerPathologisierung.

Ichselbsthabeerlebt,dassfürdieBewilligungvonJohns"Eingliederungshilfefürbehinderte
Menschen"nachdemGelbenHeftgefragtwurde.DieEingliederungshilfeläuftinBerlinüberdas
JugendamtunddasJugendamtistdaraninteressiert,sovieleInformationenüberFamilienzu
sammelnwiemöglich.Wasdanndamitgeschieht,welcheSchlüssedasJugendamtdarausziehtetc.,
darüberhabendieElterndannkeineKontrollemehr.Dasistgesetzlicheigentlichgarnichterlaubt.
AberdaesgelebtePraxisist,wolltenwiralsPatientenvertretungetwastun,umdagegen
anzusteuern.

GeradeElternvonbehindertenKindernhabenesenormschwer,überhauptirgendeineFormvon
Datenschutzzubewahren.DiediversenArztbriefe,Pflege-Gutachtenetc.werdenanallen
möglichenStellenverlangt,dieInformationenwerdenübernommen–nichtseltenfehlerhaft–und
soentstehtmitderZeiteinbunterStraußanDiagnosenundAussagen,vondeneneinenicht
unerheblicheAnzahlüberholtodersogarfalschist.DieTeilnahmekarteisteinersterSchrittzu
mehrDatenschutz,mehrPrivatsphäre,wenigerStigmatisierung.

MomentanüberarbeitenwirdieletztenEinzelheitenzumGelbenHeft.Wennallesfertigund
beschlossenist,wirdesvomGesundheitsministeriumnochmalgeprüftundtrittdann
voraussichtlichimSommer2016inKraft.DannwerdenallegelbenVorsorgehefteeine
Teilnahmekartehaben,unddieetwa600.000Kinder,dieimJahrinDeutschlandgeborenwerden,
bekommenallediesesDokument,mitdemdieElternihreKinderaktivschützenkönnen.Hier
konntenwirganzkonkretetwaseinführen,dasderStigmatisierungundderPathologisierung
entgegenwirkt.

ImGroßenundGanzenbinichmitdemErgebnisderVerhandlungenzufrieden.Nichtganz
zufrieden,dennabgelehntwurdeunserAntrag,einebessereVernetzungmitSozialpädiatrischen
Zentren(SPZ's)inderKinder-Richtliniezuverankern.DiesesindnachdemGesetzspezialisiertauf
dieBehandlungvonfrühgeborenenKindernsowievonKindern,dievoneinerdauerhaften
Behinderungbedrohtsind.DieinterdisziplinäreArbeitsweisedieserZentrenhatsichausder
Betroffenensichtsehrbewährt,abereineÜberweisungdorthinerfolgthäufigvielzuspät.

DieSPZ'skönnenbeiderInklusionaucheinegroßeRollespielen(sowerdendortzumBeispiel
Kontaktevermittelt,etwazugemischtenSportgruppenmitbehindertenundnicht-behinderten
Kindern).WirhättendieSPZ'sgerneinderRichtlinieverankert.LeiderwurdeunserVorschlag
hierzunichtangenommen.
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LeichteSprache

Woranwirmomentanaucharbeiten,sindInformationenzudenU-UntersuchungeninLeichter
Sprache.DasisteinTätigkeitsfeldderInklusion,dasunsnuninallenAusschüssenund
Fachbereichenbegegnet.

InformationenauchineinerLeichtenSprachezurVerfügungzustellen,isteinwichtigerSchrittfür
mehrTeilhabevonMenschenmiteinergeistigenBehinderung.WirmachenunsdasimAlltagnicht
immerklar,dassfürdieseMenschenständigEntscheidungengetroffenwerden,andenensieselbst
keinenAnteilhaben.Dieihnenoftauchnichtangemessenerklärtwerden–nämlichso,dasssiesie
verstehenkönnen.SovielesläuftüberihrenKopfhinweg.Wirmüssenunsdasimmerwiederneu
klarmachen,einenSchrittzurückgehen,siemitnehmen.

WirhabenindenBeratungenimGemeinsamenBundesausschussschnellgemerkt:Beiunseren
VerhandlungspartnernkannmankeinWissenvoraussetzen.ErstwurdedasVorhabeneinfach
abgenickt,aberalsdanndieersteÜbersetzungdawar,gabesschongroßesErstaunen–unddas
gehtwohljedemso,derzumerstenMalLeichteSpracheliest.WennSienochnichtsooftmit
LeichterSpracheinBerührunggekommensind,zeigeichIhnenhiergerneeinBeispiel.

DieerstePatienteninformationinLeichterSprachewurdeimGemeinsamenBundesausschussam
05.August2015freigegeben,istalsonochkeinedreiMonatealtundauchnochnichtimUmlauf
(daherhabeichnochkeinegelayouteteVersion,aberichdarfdenEntwurfzu
Anschauungszweckenverwenden).

LeichteSprache–auchimBundestag

NebenmeinerehrenamtlichenTätigkeitarbeiteichalsFreiberuflerinfürdasReferat
ÖffentlichkeitsarbeitdesDeutschenBundestages.HierhabenwirnunaucheineersteBroschürein
LeichterSprache.AußerdembietetderBesucherdienstnunFührungendurchdenReichstagin
LeichterSpracheanundimRahmenderWanderausstellungdesDeutschenBundestageswerden
verstärktauchUnterrichtseinheitenfürFörderschulenangeboten.UndesgibtdieWebsitedes
BundestagesinLeichterSprache.

Zusammenfassendmöchteichsagen,dassBeispielewiedieTeilnahmekarteunddieLeichte
Sprachezeigen,dasseineaktivepolitischeMitarbeitzuganzkonkreten,vorzeigbaren
Verbesserungenführt–ebenaufdemWegzurInklusion.Nunmöchteichdiesepersönlichen
ErfahrungenabergernenocheinbettenineinengrößerenZusammenhang,nämlichdas
Bundesteilhabegesetz,wosichauchzeigenwird,dassesanvielenStellendochnochsehrhaktbei
derUmsetzungderInklusion.

Bundesteilhabegesetz

DasBundesministeriumfürArbeitundSozialesarbeitetseitgeraumerZeitaneinemGesetz,dasim
SinnederInklusioneinebessereTeilhabevonMenschenmitBehinderungbewirkensoll.Das
TeilhabegesetzsollbundeseinheitlichgeltenundsomitSchlussmachenmitunterschiedlichen
SituationenindenverschiedenenBundesländern.ImMomentsteheneinemMenschenmit
BehinderunginjedemBundeslandunterschiedlicheLeistungenzu.Alleinediese
BundeseinheitlichkeitzuerreichenwäreeingroßerFortschrittfürdieInklusion.

Bemerkenswertist,dassindiesenErarbeitungsprozessvonBeginnandieBetroffenenverbändeund
diebeteiligtenAkteuresehreffektivundoffenmiteinbezogenwurden.WirklichgetreudemMotto:
"Nichtsüberunsohneuns."
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DieentsprechendeFachexperten-AGtagtezuletztam23.September2015.Ichkannkurzden
aktuellenStandderÜberlegungenimMinisteriumzusammenfassen–dabeimussichaber
ausdrücklichbetonen,dassessichdabeinochnichtumendgültigeEntscheidungenzumInhaltdes
Gesetzentwurfshandelt.

BereichWohnen

EinesderZieledesBundesteilhabegesetzesistes,dasssichdieEingliederungshilfevomFokusauf
vollstationäreEinrichtungenwegbewegtundeinestärkereGleichbehandlungvonMenschenmit
BehinderunginanderenWohnformenerfolgt.DasistalsoeineMaßnahme,diedenProzessder
Deinstitutionalisierunganerkennenmöchte.ImMomentsindLeistungensosehraufvollstationäre
Einrichtungenausgerichtet,dassesfüralternativeWohnformenschwierigist,dienötigenMittelzu
beantragenundzuerhalten.

AllerdingsbliebbisherdieFrageoffen,wieangesichtsdesWohnungsmangelsimAllgemeinenund
desMangelsanbarrierefreiemWohnraumimBesondereneinehinreichendeGewährleistungdafür
gebotenwerdenkann,dassalleBetroffenentatsächlicheinenihrenBedürfnissenangemessenen
WohnraumerhaltenkönnenundüberdieseinehinreichendeWahlmöglichkeithaben.Das
BundesministeriumfürArbeitundSozialessagtedeutlich,dassdavonausgegangenwerdenmuss,
dasssichdieserProzessderUmwandlungübermehrereJahrehinzieht.

AusgliederungausdemFürsorgesystem

EinganzzentralerPunktdesneuenGesetzes:Esstrebtan,dieEingliederungshilfeausdem
FürsorgesystemdesSozialhilferechtsherauszuführen.Kurzgesagt:Behinderungsollalsonicht
mehrautomatischSozialhilfebedeuten.

ManbeabsichtigtdabeiaucheinedeutlicheAbsenkungderKostenbeteiligungderBetroffenen.Das
neueSystemsollkeinedetaillierteDarlegungderfinanziellenVerhältnissemehrerfordern,wiedies
bisherderFallist.VielmehrsollendiebetroffenenPersonenohnegroßenAufwandfeststellen
können,obundinwelchemMaßesiezudenerforderlichenLeistungenbeizutragenhaben.Jenach
HöhedesEinkommensistdanneingestaffelterBeitragaufzubringen.

DieKritikderSelbsthilfe:BeidenangekündigtenMaßnahmenhandeltessichnochnichtumdie
vondenVerbändengefordertegänzlicheEinkommens-undVermögensunabhängigkeitder
Leistungen.DasMinisteriumsprichtvoneinemerstenSchritt.InRichtungvollkommene
Einkommens-undVermögensunabhängigkeitseiderpolitischeWilledurchausvorhanden,man
müssejedochzunächstden"Erfolg"deserstenSchrittesprüfen.(ImGrundeistmomentankein
Gelddafürda.)

DasBundesministeriumfürArbeitundSozialesbeabsichtigtaber,dieVermögensfreigrenzeder
Betroffenenzuerhöhen,damitdiesedieMöglichkeiterhalten,eingewissesVermögenaufzubauen,
beispielsweisefürdieeigeneAlterssicherung.Auchwerdesichergestellt,dassPersonen,die
EingliederungshilfeundgleichzeitigHilfezurPflegeerhalten,vondengenanntenVerbesserungen
wirklichprofitierenunddieVerbesserungenderEingliederungshilfenichtsogleichwiedervonder
HilfezurPflege aufgezehrtwerden.

Großebzw.InklusiveLösung

NocheinmalkomplexerwirddasganzeVorhaben,weilparallelzumBundesteilhabegesetzauch
eineZusammenführungvonLeistungsbereichenangestrebtwird.Momentanfindendiesesich
nämlichinunterschiedlichenBüchernderSozialgesetzgebung.DasistzumBeispielauchfür
meinenSohnrelevant,weilAutismusteilsimSGBVIIIundteilsimSGBXIIverortetwird–der
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AnspruchaufLeistungenistaberhierwiedortnichtgleich,sodassmangenauaufpassenmuss,wo
manverortetwird,umauchdieLeistungenzubekommen,diemanbraucht.
DieSelbsthilfebefürworteteinegemeinsameVerortung,diealssogenannteGroßebzw.Inklusive
Lösungbezeichnetwird.SiekönntezueinerwesentlichenErleichterungderTeilhabebeitragen,
abernatürlichmussmandabeiauchwiedergenauaufdieAusgestaltungaufpassen.Zudiesem
ThemawurdeeineBund-Länder-AGgegründetundeinentsprechenderGesetzentwurfwirdfürdas
ersteQuartal2016angestrebt.DieserProzessläuftparallelzumBundesteilhabegesetz.

Ganzgrundsätzlichistesnatürlichschwierig,diegeplantenMaßnahmenundderenkonkrete
AuswirkungfürdiebetroffenenMenschenmitBehinderungabschließendzubeurteilen,wennsie
lediglichinabstrakterFormbeschriebenwerden,konkreteRegelungenabernochnichtbekannt
sind.

DasBundesministeriumfürArbeitundSozialesteiltemit,dasseswohlzueinerVerzögerungdes
Reformprozesseskommenwerde.DieVeröffentlichungdesReferentenentwurfsistnichtmehrin
diesemJahrsondernvoraussichtlicherstAnfangnächstenJahreszuerwarten.Das
BundesteilhabegesetzsollabernochindieserLegislaturperiodeverabschiedetwerden.

VordemAus?

Allerdingsmussichsagen,dasssichmeinepersönlichenHoffnungenaufeinengroßenWurf
deutlichgetrübthaben.DieUmsetzungderMaßnahmenkostetgeschätztetwa5MilliardenEuro.
Diese5Mrd.hattedieBundesregierungdenKommunenzurUmsetzung–gebundenangenau
diesesGesetzesvorhaben–inAussichtgestellt.

DochimMärzkipptedieFinanzierung:DerBundesfinanzministerhatdieMittelbindung
aufgehoben.Die5Mrd.Eurosollennunbreiterverteiltwerden:nichtwiebishergeplantnurfürdie
Eingliederungshilfe,sondernauchfürandereBereiche.GeradeimHinblickaufdieFlüchtlingskrise
unddieaktuelleBelastungderKommunenseheichnicht,dassdiesesGelddannwirklichnochfür
dieUmsetzungdesBundesteilhabegesetzesgenutztwerdenwird.

IchwarimMärz,nurzweiTagenachderNachrichtausdemFinanzministerium,imBundestagim
Paul-Löbe-HauszuGastbeieinemInklusionskongress.DortsagteselbstKarl-JosefLaumann,der
PatientenbeauftragtederBundesregierung,rechtdeutlich,dassdieAufhebungderMittelbindung
dasGesetzerheblichschwächt,wennnichtgarwirkungslosmacht.SelbstindereigenenFraktion
istdasAusmaßderEntscheidungbekannt.Glücklicherweisehabeichgleichzeitigerfahren–wiees
inderPolitiksoist–dassdiejenigen,diesichfürdiesesGesetzstarkmachen,nunimHintergrund
schonanAlternativenarbeiten,umdenVerlustder5Mrd.auszugleichenunddochnochetwasaus
diesemGesetzzumachen.

Also,esisteinstetesAufundAb.Vielleichtistesdahervorläufigauchwirklichnochberechtigt,
vomunerfülltenVersprechenzureden!DieFrageistaberimmerauch,woraufmansich
konzentriert.FürmeinepersönlicheArbeit–undmeineMotivation–istesbesser,michnebenden
RückschlägenauchimmerwiederganzbewusstandenErfolgenzuorientieren:

• zumBeispielderEinführungderTeilnahmekarte
• zumBeispiel,dassesimmermehrAngeboteinLeichterSprachegibt
• zumBeispiel,dasswirPatienten-undBehindertenrechtsvertreterimmermehrindie

Gesetzgebungsverfahreneinbezogenwerden

–diesdiedreiHauptpunkte,dieichheutehierangesprochenhabe.
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AbschließendmöchteichIhnennochgerneeinenmirwichtigenGedankenmitaufdenWeggeben:

MirgehtesbeiderInklusionnichtumGleichheit,mirgehtesbeiderInklusionvorallemum
Gerechtigkeit.DazumöchteichihneneinBildzeigen,dasSievielleichtauchschonkennen.

WassagtderManndenTieren?DemAffen,demElefanten,demFisch,demVogel?
"KletternSieaufdiesenBaum!"

Ichfinde,dieserCartoonzeigtsehrschöndenUnterschiedzwischenGleichheitundGerechtigkeit.

MitderInklusionbefindenwirunsebennichtaufdemWegzurGleichheit.
MitGleichheitlandenwirirgendwannbeimunmöglichen"KletternSieaufdiesenBaum!"
MitderInklusionbefindenwiruns–wennesgutgeht–aufdemWegzurGerechtigkeit.

Einsistauchklar:DamitbohrenwirpolitischwiegesamtgesellschaftlicheinganzdickesBrett.
WirbrauchenvielGeduld.IchmöchtemiteinerEinstellungdarangehenzusagen:Keinermeintes
böse–dassesnursolangsamvorwärtsgeht.

EsistunsereAufgabealsBetroffene,unsereBedürfnissezuschildern,vonunserenFreudenwie
vonunserenSorgenzuerzählen,damitMenschen,dienichtbetroffensind,dasüberhauptverstehen
können.Vieleserklärtsichebennichtvonalleine.VieleskönnenMenschen,diezumBeispielnoch
niemiteinerschwerengeistigenBehinderungzutunhatten,garnichtverstehen.Ichkannnicht
erwarten,einfachsoverstandenzuwerden.DieBetroffenenundihreFamilienmüssendieGeduld
unddengutenWillenaufbringen,ihreBedürfnissezuerklärenundsiemüssensichselbstauchfür
Verbesserungenengagieren.

AberwenndieBetroffenensichMühegeben,sichzuerklären,dannbrauchensienatürlichauch
Menschen,dieihnenzuhören.Diewillenssind,sichaufdasThemaeinzulassen.Sowiehierheute.
SiesindallezumZuhörengekommenunddafürmöchteichmichganzherzlichbedanken.
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ImpulsvortragAndreasHenke

SeminarBundeszentralefürpolitischeBildung

Inklusion:Ganznormaloderwas?–DasThemaBehinderunginder
Lokalberichterstattung

Freckenhorst,25.November2015um9.00Uhr

Schwerpunkt:InklusionvonMenschenmitgeistigerBehinderung

Leitfragen

WieweitistdieInklusioninDeutschlandausIhrerSichtgediehen?Wassind
diegrößtenHürdeninderUmsetzung?

Thesen

ZumStandderUmsetzung:zwischenSeparationundIntegration

Hürde1:diepolitischenRahmenbedingungenstimmennicht

Hürde2:diegesellschaftlicheAkzeptanzistnurbedingtvorhanden

Hürde3:vieleElternundAngehörigevonMenschenmitBehinderungen
sind(noch)inklusionsskeptisch
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Hürde4:vieleFührungskräfteundMitarbeiterindenBehinderteneinrichtungen
sind(noch)inklusionsskeptisch

Hürde1:diepolitischenRahmenbedingungenstimmennicht

• VerabschiedungdesBundesteilhabegesetzes
• FaktenzurUmsetzungderschulischenInklusion(BSTfürSchuljahr2013/14)

o 31,4ProzentallerKindermitsonderpädagogischemFörderbedarf
werdeninklusivbeschult

o 7,9ProzentderKinderimSchwerpunktgEwerdeninklusivbeschult
o 1,6ProzentinBaden-Württemberg;6,4ProzentinNRW;89,1Prozent

inBremen
• RechtsanspruchaufinklusiveBildung(wieinNRW)
• (finanzielle)VerbesserungderRahmenbedingungenfürinklusives

Bildungswesen–mehrLehrer;bessereräumlicheAusstattung
• Anreizeschaffen,dassmehrMenschenmitBehinderungeineChanceauf

demerstenArbeitsmarkthaben

Hürde2:diegesellschaftlicheAkzeptanzistnurbedingtvorhanden

• ErgebnisseeinerAllensbach-UmfrageimAuftragderBVLebenshilfe(2014)
• ImmernochgroßeBerührungsängsteinderBevölkerunggegenüber

MenschenmitgeistigerBehinderung
• WenigZutrauenindieFähigkeitenundMöglichkeitenvonMenschenmit

Behinderungen
• 71ProzentderBevölkerungsindderAuffassung,dassKindermiteiner

geistigenBehinderunganFörderschulenlernensollen
• ErgebnisseeinerElternumfragederBertelsmannStiftung(2015)

o ElterndifferenzierenbeiderUmsetzungderschulischenInklusionnach
sonderpädagogischemFörderbedarf:

o KörperlicheBeeinträchtigungen:90Prozent
o Sprachschwierigkeiten:67Prozent
o Lernschwierigkeiten:63Prozent
o Sinnesbeeinträchtigungen:43Prozent
o Verhaltensauffälligkeiten:42Prozent
o GeistigeBehinderung:36Prozent

Hürde3:vieleElternundAngehörigevonMenschenmitBehinderungensind
(noch)inklusionsskeptisch

• AuchElternvonKindernmiteinergeistigenBehinderungentscheidensich
mehrheitlichfürdenBesuchderFörderschule

• ElternundAngehörigesehenihrKindmehrheitlichlieberineinerWerkstattfür
MenschenmitBehinderungundinIntegrationsunternehmenalsaufdem
erstenArbeitsmarkt
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• Gründe:MachtderGewohnheit;AngstvorVereinzelungundIsolationdes
behindertenMenschen

Hürde4:vieleFührungskräfteundMitarbeiterindenBehinderteneinrichtungen
sind(noch)inklusionsskeptisch

• MitarbeitersindvonderQualitätihrerArbeitüberzeugt
• MitarbeiterhabenauchZukunftsängste:Wobleibeichmitmeinem

ArbeitsplatzinderInklusion?

WasmusssichausIhrerSichtschnellstmöglichändern?

VerabschiedungdesBundesteilhabegesetzes–Koalitionsvertragumsetzen

TeilhabemöglichkeitenvonMenschenmitBehinderungstärken

LeistungenderEingliederungshilfeausdemFürsorgesystem(Sozialhilfe)
herauslösen�notwendigeUnterstützungwirdnurfinanziert,wennderEinzelne
oderseineAngehörigennichtübergenügendfinanzielleMittelverfügen.Menschen
mitBehinderungdürfennichtüberihreigenesEinkommenverfügenundVermögen
aufbauen(Freibetragliegtbei2.600Euro)

BundeseinheitlichesVerfahrenzurBedarfsermittlung

RechtsanspruchaufunabhängigeBeratung

LeistungenderhäuslichenPflegesollenunabhängigvonderWohnformgezahlt
werden

ForderungnacheinemdauerhaftenLohnkostenzuschlag,umWerkstattbeschäftigte
ineinsozialversicherungspflichtigesArbeitsverhältniszubringen

AuchMenschenmiteinemhohenUnterstützungsbedarfsollenAnspruchaufeinen
ArbeitsplatzineinerWfbMhaben;derPassus„Mindestmaßwirtschaftlich
verwertbarerArbeitsleistung“sollgestrichenwerden

WelchegutenAnsätzegibtes–anBeispielenderLebenshilfeausdenOrten
derTeilnehmer?

PorträtsinklusiverSchulen

(VerleihungdesJakob-Muth-PreisesfürinklusiveSchulenseit2009)

RolleundAuftragvonWerkstättenfürMenschenmitBehinderungthematisieren
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StandderBarrierefreiheitinKommunen;leichteSprache

Vereinevorstellen,diesichfürMenschenmitBehinderungenöffnen

(Harsewinkel:Karnevalinklusiv;SchützenfestfürMenschenmitundohne
Behinderungen;Projekt„einfachFußball“)

BundesweiteUmfragenundStudienaufdielokaleEbenebeziehen

�ElternumfragederBST;jährlicheStudiezurUmsetzungderInklusioninden
Bundesländern

GesellschaftlicheDebattenwiedieDiskussionumdieflächendeckendeEinführung
desPräna-TestsaufdielokaleEbenebeziehen

�PorträtsvonFamilien,diesichbewusstfüreinKindmitgeistigerBehinderung
entscheiden
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